
 

 

 

Weisung 201708002 vom 01.08.2017 - Änderungen 
im Recht der Arbeitsmarkzulassung 

Laufende Nummer:  201708002 

Geschäftszeichen:  GR22 – 5404.2 / 5758.1 / 5763 

Gültig ab:  01.08.2017 
Gültig bis:  31.07.2022 

SGB II:   nicht betroffen 
SGB III:   Weisung 
Familienkasse:  nicht betroffen 

Die Fachlichen Weisungen zum Aufenthaltsgesetz wurden gestrafft, aktualisiert und 
auf den Stand der Integrationsverordnung aus 2016 gebracht. Das Gesetz bzw. die 
Verordnung zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union 
zur Arbeitsmigration treten am 1. August 2017 bzw. einen Tag nach Verkündung in 
Kraft. Hierzu wurden in Kurzform Weisungen für die Teams Arbeitsmarktzulassung 
erstellt. 

1. Ausgangssituation 
Die Rechtsänderungen einschließlich der Integrationsverordnung aus 2016 erforderten die 
Aktualisierung der Fachlichen Weisungen zum Aufenthaltsgesetz aus 2014 (früher: 
Durchführungsanweisungen). Dabei wurde die Durchführungsanweisung in das Format 
„Fachliche Weisungen“ überführt und die Darstellung gestrafft. 

Zudem treten das Gesetz bzw. die Verordnung zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher 
Richtlinien der Europäischen Union zur Arbeitsmigration am 1. August 2017 bzw. einen Tag 
nach Verkündung in Kraft. Hierzu besteht kurzfristiger Weisungsbedarf. 

2. Auftrag und Ziel 
Die überarbeiteten Fachlichen Weisungen zum Aufenthaltsgesetz (Anlage 1) und die 
Weisungen zu Gesetz bzw. Verordnung zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der 
Europäischen Union zur Arbeitsmigration (Anlage 2) bilden die gesetzlichen Neuregelungen 
ab. Sie stehen im Intranet unter Weitere Rechtsgebiete > Ausländerbeschäftigung > 
Fachliche Weisungen bzw. > Weisungen / Informationen zur Verfügung. Die Teams 



 

 

 

Arbeitsmarktzulassung im Operativen Service werden dadurch in die Lage versetzt, das 
neue Recht bundesweit einheitlich anzuwenden.  

3. Einzelaufträge 
entfällt 

4. Info 
entfällt 

5. Koordinierung 
entfällt 

6. Haushalt 
entfällt 

7. Beteiligung 
entfällt 

gez.  
Unterschrift 
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Änderungshistorie  


Verschiedene Rechtsänderungen einschließlich der am 6. August 2016 in Kraft getretenen Integ-
rationsverordnung erforderten die Aktualisierung der Fachlichen Weisungen zum Aufenthaltsge-
setz aus 2014 (früher: Durchführungsanweisungen). Dabei wurde die Durchführungsanweisung 
in das Format „Fachliche Weisungen“ (FW) überführt und die Darstellung gestrafft. Die Angabe 
von Paragraphen ohne nähere Hinweise beziehen sich auf das Aufenthaltsgesetz (AufenthG). 


Fassung vom 06.08.2016  


• Im Rahmen der Beschäftigung von Ortskräften bei ausländischen Vertretungen sind neue 
FW zu beachten (FW § 1 Rz. 1.5 und 1.6) 


• Das Verfahren bei Weiterbildungspraktika in der Landwirtschaft wurde modifiziert (FW § 
17 Rz. 17.10) 


• Für die Durchführung einer Bildungsmaßnahme und einer sich anschließenden Prüfung 
können ausländische Fachkräfte seit dem 1. August 2015 eine Aufenthaltserlaubnis für 
die Dauer von bis zu 18 Monaten nach § 17a AufenthG erhalten. FW zum neuen Paragra-
phen sind eingefügt (FW § 17a Rz. 17a.1 bis 17a.16) 


• Asylbewerber und Geduldete dürfen auch dann als Leiharbeitnehmer beschäftigt wer-
den, wenn zwar eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit, aber keine Vorrangprü-
fung erforderlich ist (§ 32 Abs. 3 und Abs. 5 BeschV). Deshalb können Asylbewerber und 
Geduldete zum Beispiel als Leiharbeitnehmer beschäftigt werden, in den in Anlage zu § 
32 BeschV genannten Agenturbezirken (FW § 40 Rz. 40.3). 


• Aufgrund der Straffung der Weisungen wurde auf Ausführungen zu den §§ 18c, 19 und 20 
AufenthG verzichtet. 


 


 


 


 



http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__32.html
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§ 1 AufenthG  


1. Keine Anwendung des Aufenthaltsgesetzes 


Nach § 1 Abs. 2 findet das Aufenthaltsgesetz (AufenthG) keine An-
wendung auf  


(1) Mitglieder diplomatischer Missionen, ihre Familienmitglieder und 
ihre privaten Hausangestellten (§ 18 Gerichtsverfassungsgesetz) 


(2) Mitglieder konsularischer Vertretungen einschließlich der Wahl-
konsularbeamten (§ 19 Gerichtsverfassungsgesetz) 


(3) Repräsentanten anderer Staaten und deren Begleitung, die sich 
auf amtliche Einladung der Bundesrepublik Deutschland in 
Deutschland aufhalten (§ 20 Gerichtsverfassungsgesetz). 


2. NATO-Truppenstatut 


Personen, die unter das NATO-Truppenstatut fallen, fallen nicht unter 
den Anwendungsbereich des AufenthG. Deshalb benötigen sie auch 
für Beschäftigungen außerhalb ihrer dienstlichen Tätigkeit keinen 
Aufenthaltstitel.   


3. Familienangehörige von Diplomaten und Konsuln 


Die Arbeitsmarktzulassung von Familienangehörigen der Botschafts- 
und Konsular-Bediensteten richtet sich nach dem Wiener Überein-
kommen über diplomatische Beziehungen (WÜD) und dem Wiener 
Übereinkommen über konsularische Beziehungen (WÜK) und nicht 
nach dem AufenthG. Sie benötigen keinen Aufenthaltstitel und erhal-
ten stattdessen einen Protokollausweis. Zuständig für die Erteilung 
ist das Auswärtige Amt. Die Beschäftigung wird nur erlaubt, wenn mit 
dem Herkunftsstaat ein Abkommen über die Erwerbstätigkeit von Fa-
milienangehörigen von Mitgliedern einer Mission oder konsularischen 
Vertretung besteht. Die Zuständigkeit des AMZ-Teams der Bunde-
sagentur für Arbeit ist im Internet veröffentlicht.  


4. Beschäftigung bei Vertretungen ausländischer Staaten 


Das Gleiche gilt für die in § 27 Abs.1 Aufenthaltsverordnung (Auf-
enthV) genannten Personen bei Vertretungen ausländischer Staaten. 
Auch sie benötigen keinen Aufenthaltstitel für die Aufnahme einer Be-
schäftigung.  


Die Arbeitsmarktzulassung der von diplomatischen Vertretungen und 
berufskonsularischen Vertretungen in Deutschland angeworbenen 
drittstaatsangehörigen Ortskräfte („echte Ortskräfte“) richtet sich 
nach den allgemeinen Vorschriften des AufenthG und der BeschV. 
Seit Inkrafttreten der Protokoll-Richtlinien des Auswärtigen Amtes 
vom 1. Januar 2013 werden ihnen keine Protokollausweise mehr 


Botschaften und 
konsularische Ver-
tretungen   
(1.1)  


NATO-Truppenstatut  
(1.2)  


Familienangehörige 
von Diplomaten und 
Konsuln  
(1.3)  


Beschäftigung bei 
Vertretungen aus-
ländischer Staaten 
(1.4)  


„Echte Ortskräfte“ 
(1.5)  



http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__1.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__1.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/gvg/__18.html

http://www.gesetze-im-internet.de/gvg/__19.html

http://www.gesetze-im-internet.de/gvg/__20.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/index.html

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtyz/%7Eedisp/l6019022dstbai823390.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI823393

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthv/__27.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html
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ausgestellt. Sie benötigen einen Aufenthaltstitel, der zur Erwerbstä-
tigkeit berechtigt. Diesen müssen sie gegebenenfalls bei der Aus-
länderbehörde beantragen.  


Seit Einführung der Protokoll-Richtlinien vom 1. Januar 2013 dürfen 
Auslandsvertretungen keine drittstaatsangehörigen Ortskräfte mehr 
im Ausland anwerben („unechte Ortskräfte“). Sie dürfen nur noch 
„echte“, auf dem deutschen Arbeitsmarkt angeworbene Ortskräfte 
einstellen, die im Besitz eines Aufenthaltstitels sind, der zur Erwerbs-
tätigkeit berechtigt.  


§ 2 AufenthG 


Begriffsbestimmungen 


1. Allgemeines  


Die Begriffsbestimmungen des § 1 AufenthG gelten für das gesamte 
Aufenthaltsgesetz und für die Beschäftigungsverordnung (BeschV).  


2. Ausländer 


Besitzt eine Person neben der deutschen Staatsangehörigkeit eine 
oder mehrere fremde Staatsangehörigkeit/en, ist sie kein Ausländer. 
Staatenlose fallen unter den Begriff des Ausländers. 


3. Erwerbstätigkeit 


Erwerbstätigkeit ist ein Oberbegriff. Er umfasst sowohl die selbstän-
dige Erwerbstätigkeit als auch die abhängige Beschäftigung im Sinne 
des § 7 SGB IV. 


Ob es sich um eine Beschäftigung als Arbeitnehmer handelt, ist nur 
aufgrund einer Gesamtbetrachtung der vertraglichen und tatsächli-
chen Verhältnisse feststellbar. 


Die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nach § 39 Abs. 2 Auf-
enthG ist nur dann erforderlich, wenn eine Beschäftigung im Sinne 
des § 7 SGB IV vorliegt. In welchen Fällen sie erteilt werden kann, 
und ob eine Vorrangprüfung erforderlich ist, richtet sich nach den 
Bestimmungen der BeschV. 


(1) Hauptsächliche Kriterien für eine Beschäftigung 


(a) Weisungsgebundenheit: Die persönliche Abhängigkeit von 
Arbeitnehmern zeigt sich insbesondere darin, dass sie dem 
Direktionsrecht des Arbeitgebers unterliegen und Zeit, Dauer, 
Ort sowie die Art der Ausführung ihrer Tätigkeit nicht frei be-
stimmen können.  


„Unechte Ortskräfte“ 
(1.6)  


Ausländer  
(2.1)  


Erwerbstätigkeit  
(2.2)  


Kriterien für eine Be-
schäftigung 
(2.3)  



http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__2.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__1.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html
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(b) Eingliederung in die Arbeitsorganisation eines Betriebes: Ar-
beitnehmer sind Teil eines fremden Betriebes. Sie üben eine 
dem Betriebszweck dienende und ihm untergeordnete Tätig-
keit aus. 


Als Beschäftigung gelten grundsätzlich auch betriebliche Berufsaus-
bildungen, Praktika und Volontariate. 


Der Begriff Praktikum wird umgangssprachlich für unterschiedliche 
Tätigkeiten verwendet. Ob es sich bei einem Praktikum um eine Be-
schäftigung nach § 7 SGB IV handelt, richtet sich nach der konkreten 
Ausgestaltung der Tätigkeit. Entscheidend sind die tatsächlichen und 
objektiven Gegebenheiten. Auf die Bezeichnung als Praktikum 
kommt es nicht an. 


Für die Beurteilung von Praktika und betrieblichen Tätigkeiten von 
Asylbewerbern und geduldeten Personen steht im Internet ein Leitfa-
den zur Verfügung. 


(2) Ein Beschäftigungsverhältnis kommt immer zustande bei 


(a) Geförderten Arbeitsverhältnissen durch Zuschüsse zum Ar-
beitsentgelt nach § 16e SGB II oder § 88 SGB III; 


(b) Probebeschäftigungen, bei denen die Eignung für eine Ar-
beitsstelle getestet wird, indem die Tätigkeit probeweise ver-
richtet wird; 


(c) Schulischen Ausbildungen, die einem Beschäftigungsverhält-
nis gleichzusetzen sind (vgl. Fachliche Weisungen 17.3); 


(d) Beschäftigungen, Aus- oder Weiterbildungen von ausländi-
schen Strafgefangenen im Rahmen freier Beschäftigungsver-
hältnisse außerhalb der Justizvollzugsanstalt nach § 39 Straf-
vollzugsgesetz (StVollzG).  


(3) Ein Beschäftigungsverhältnis kann im Einzelfall begründet 
werden bei 


(a) Ehrenamtlichen Tätigkeiten, wenn es sich nach den tatsächli-
chen und objektiven Verhältnissen um eine Tätigkeit nach 
Weisungen unter Eingliederung in den Betriebsablauf han-
delt; 


(b) Prostituierten, die ihre Tätigkeit auch im Rahmen sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse ausüben kön-
nen. Muss die Bundesagentur für Arbeit in solchen Fällen im 
Rahmen einer Zustimmungsanfrage die Arbeitsbedingungen 
prüfen, gilt Folgendes:  
• Das Entgelt muss mindestens dem doppelten Regelsatz 


zur Sicherstellung des Lebensunterhalts nach § 20 Abs. 2 
SGB II entsprechen. 


Praktikum 
(2.4)  


Generelle Beschäfti-
gungsverhältnisse 
(2.5)  


Beschäftigungsver-
hältnis im Einzelfall 
(2.6)  



http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7.html

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdqw/%7Eedisp/l6019022dstbai772426.pdf

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__16e.html

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_3/__88.html

http://www.gesetze-im-internet.de/stvollzg/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/stvollzg/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__20.html

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__20.html
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• Die Prüfung der Bundesagentur für Arbeit beschränkt sich 
auf oben genannte Bedingungen. Weitere Veranlassun-
gen sind nicht erforderlich. 


• Zur Prüfung, ob eine abhängige Beschäftigung vorliegt, 
muss ein Arbeitsvertrag vorgelegt werden, aus dem die 
Lage und Verteilung der Arbeitszeit und die Anmeldung 
zur Sozialversicherung hervorgehen.  


(4) Kein Beschäftigungsverhältnis wird begründet bei:  


(a) Reinen Hospitationen, bei denen sich der Hospitant lediglich 
die Betriebsabläufe ansieht, ohne in den Betriebsablauf ein-
gegliedert zu sein; 


(b) Arbeitsgelegenheiten nach § 5 und Flüchtlingsintegrations-
maßnahmen nach 5a Asylbewerberleistungsgesetz; 


(c) Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung nach 
§ 16d SGB II (sog. „Ein-Euro-Jobs“);  


(d) Maßnahmen bei einem Arbeitgeber zur Aktivierung und beruf-
lichen Eingliederung nach § 45 SGB III mit dem Ziel der Fest-
stellung vorhandener berufsfachlichen Kenntnisse bzw. der 
Beseitigung von Vermittlungshemmnissen; 


(e) Rein schulische Ausbildungen nach dem Berufsbildungsge-
setz zum Beispiel an Berufsfachschulden; 


(f) Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen im Rahmen 
der Kinder- und Jugendhilfe nach § 13 Abs. 2 SGB VIII; 


(g) Beamten, Richtern und Soldaten; 
(h) Referendaren im Vorbereitungsdienst, unabhängig davon, ob 


sie Beamte auf Widerruf sind oder in einem öffentlich-rechtli-
chen Ausbildungsverhältnis stehen; 


(i) Ausländischen Regierungsvertretern; 
(j) Mitarbeitern ausländischer Regierungen, die sich unter Fort-


bezahlung ihrer Bezüge durch den ausländischen Dienstherrn 
vorübergehend mit der Arbeitsweise der öffentlichen Verwal-
tung, von Verbänden oder öffentlich rechtlichen Einrichtungen 
der deutschen Wirtschaft vertraut machen; 


(k) Beschäftigungen von kranken oder suchtkranken Personen, 
die  vorwiegend zum Zweck ihrer Heilung oder Wiedereinglie-
derung in die Gesellschaft erfolgen (§ 5 Abs. 2 Nr. 4 Betriebs-
verfassungsgesetz); 


(l) Berufsfördernden Bildungsmaßnahmen außerhalb von Aus-
bildungs- oder Arbeitsverhältnissen (auch dann, wenn nach 
Abschluss der Maßnahme zum Beispiel eine Übernahme in 
den Berufsbereich einer Werkstätte für Behinderte erfolgt); 


(m) Ausländischen Strafgefangenen zugewiesenen Beschäfti-
gungen im Rahmen der Arbeitspflicht nach § 41 StVollzG in-
nerhalb oder außerhalb der Justizvollzugsanstalt (unabhängig 
davon, ob ein Arbeitsentgelt nach § 43 StVollzG gewährt 
wird). 
 


Keine Beschäfti-
gungsverhältnisse 
(2.7)  



http://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/asylblg/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_2/__16d.html

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_3/__45.html

http://www.gesetze-im-internet.de/bbig_2005/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/bbig_2005/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__13.html

http://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__5.html

http://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__5.html

http://www.gesetze-im-internet.de/stvollzg/__41.html

http://www.gesetze-im-internet.de/stvollzg/__43.html





   
Anlage 1 zur Weisung 201708002 
Gültig ab: 01.08.2017 
Gültigkeit bis: fortlaufend  
 


BA Zentrale, 5758, GR 22 Seite 5 von 40 
Stand: 20.07.2017 


(5) In der Regel in keinem Beschäftigungsverhältnis stehen 


(a) Straßenmusikanten; 
(b) Dozenten an Volkshochschulen, die als freie Mitarbeiter be-


schäftigt sind; 
(c) Betreuungs- und Pflegepersonen wie zum Beispiel Babysitter, 


Kinderbetreuer oder sonstige Pflegepersonen, wenn für die 
meist nur kurzzeitige Dienstleistung karitative, familiäre, 
freundschaftliche oder nachbarschaftliche Beweggründe im 
Vordergrund stehen (sogenannte Gefälligkeitsverhältnisse 
bzw. Nachbarschaftshilfe). 


Die Entgegennahme eines Obolus, Honorars oder Taschengelds 
steht dem nicht entgegen.  


§ 4 AufenthG 


Erfordernis eines Aufenthaltstitels 


1. Allgemeines 


Für die Erteilung eines Visums zur Einreise sind die Auslandsvertre-
tungen zuständig (§ 71 Abs. 2 AufenthG). Die Ausländerbehörden 
sind zuständig, wenn der Aufenthaltstitel im Inland beantragt wird (§ 
71 Abs. 1 AufenthG).  


Die Berechtigung von Drittstaatsangehörigen zur Erwerbstätigkeit 
wird in den Aufenthaltstitel eingetragen. Es gibt keine Arbeitsgeneh-
migung in Form eines eigenständigen Verwaltungsaktes. Die Auslän-
derbehörden bzw. die Auslandsvertretungen entscheiden einheitlich 
über den Aufenthalt bzw. die Einreise und die Ausübung einer Er-
werbstätigkeit („one-stop-government“). Auch die für Werkvertragsar-
beitnehmer ausgestellten Werkvertragsarbeitnehmerkarten konkreti-
sieren lediglich den Aufenthaltstitel hinsichtlich des Beschäftigungs-
rechts. Sie stellen ebenfalls keine rechtlich eigenständige Erlaubnis 
dar.  


Auch Beschäftigungen, bei denen nach der BeschV keine Zustim-
mung der Bundesagentur für Arbeit erforderlich ist, müssen von der 
Ausländerbehörde erlaubt werden. 


2. Assoziierungsabkommen EWG - Türkei 


Für türkische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihre Fami-
lienangehörigen gelten aufgrund des Assoziierungsabkommens zwi-
schen der EWG und der Türkei teilweise günstigere aufenthaltsrecht-
liche Regelungen. Die Allgemeinen Anwendungshinweise des Bun-
desministeriums des Innern zum Beschluss Nr. 1/80 des Assoziati-
onsrats EWG/Türkei sind im Internet veröffentlicht.  


In der Regel keine 
Beschäftigungsver-
hältnisse 
(2.8)  


Grundsatz 
(4.1)  


one-stop-government 
(4.2)  


ARB 1/80 
(4.3)  
 



http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__71.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__71.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__71.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html

http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/MigrationIntegration/Anwendungshinweise_zum_Assoziationsrecht_EWG_Tuerkei.html

http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/MigrationIntegration/Anwendungshinweise_zum_Assoziationsrecht_EWG_Tuerkei.html

http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/MigrationIntegration/Anwendungshinweise_zum_Assoziationsrecht_EWG_Tuerkei.html
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Beim Zugang zum Arbeitsmarkt sind die nationalen Regelungen der 
BeschV teilweise günstiger als die Regelungen des Art. 6 Abs. 1 und 
Art. 7 des Assoziationsratsbeschlusses (ARB) 1/80. Die Regelungen 
der BeschV sind deshalb wie nachfolgend beschrieben vorrangig an-
zuwenden. 


(1) Nach einem Jahr Beschäftigung: Zustimmung der Bunde-
sagentur für Arbeit ohne Vorrangprüfung (§ 35 Abs. 5 BeschV). 
Der ARB sieht lediglich einen Anspruch auf Erneuerung der Ar-
beitserlaubnis beim gleichen Arbeitgeber vor. 


(2) Nach drei Jahren Beschäftigung: Die Zustimmung der Bunde-
sagentur für Arbeit ist bereits nach zwei Jahren versicherungs-
pflichtiger Beschäftigung oder drei Jahren ununterbrochenem 
Aufenthalt nicht mehr erforderlich (§ 9 Abs. 1 BeschV). Der ARB 
sieht nur das Recht vor, sich für den gleichen Beruf bei einem 
Arbeitgeber seiner Wahl zu bewerben. Nach vier Jahren wird 
auch nach dem ARB der Zugang zu jeder Beschäftigung eröffnet. 


Türkische Studenten: Vgl. Fachliche Weisungen zu § 16 Abs. 3 Auf-
enthG 


Türkische Au-pair: vgl. Fachliche Weisungen zu § 12 BeschV 


§ 16 AufenthG  


Studium; Sprachkurse; Schulbesuch 


1. Studium 


Eine Aufenthaltserlaubnis kann Drittstaatsangehörigen zum Zweck 
des Studiums an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hoch-
schule oder vergleichbaren Ausbildungseinrichtung erteilt werden.    
 
(1) Zu vergleichbaren Ausbildungseinrichtungen zählen zum 


Beispiel: 


(a) Einrichtungen, die eine staatliche Anerkennung beantragt ha-
ben, wenn nach Auskunft der für die Anerkennung zuständi-
gen Behörde mit der Anerkennung zu rechnen ist; 


(b) Einrichtungen, die einzelne akkreditierte Studiengänge anbie-
ten; 


(c) Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien; 
(d) Berufsakademien; 
(e) Fachakademien für Fremdsprachenberufe, soweit der Absol-


vent einen akademischen Grad erwirbt (Bachelor).  


Vergleichbare Aus-
bildungseinrichtun-
gen 
(16.1)  


Studium 
(16.2)  



http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__35.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__9.html

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/%7Eedisp/l6019022dstbai378079.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI378082

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/%7Eedisp/l6019022dstbai378079.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI378082

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/%7Eedisp/l6019022dstbai378075.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI378078

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html
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(2) Der Begriff des Studiums richtet sich nach den Entwicklungen 
aktueller Studien- und Bildungsangebote. Auch duale Studien-
gänge an Fachhochschulen und anderen Hochschulen sind um-
fasst, wenn Studienziel ein anerkannter Hochschulabschluss ist. 


(3) Das Studium muss den Hauptzweck des Aufenthalts darstellen. 
Vom Aufenthaltszweck des Studiums sind sämtliche mit dem 
Studium verbundenen Ausbildungsphasen umfasst.  


Dazu gehören auch 


(a) Sprachkurse (insbesondere zur Studienvorbereitung), 
(b) Studienkollegs oder andere staatlich geförderte, studienvor-


bereitende Maßnahmen 
(c) für das Studium erforderliche oder von der Hochschule emp-


fohlene vorbereitende Praktika, 
(d) das Studium bis zu einem ersten berufsqualifizierenden Ab-


schluss an einer deutschen Hochschule mit Grund- und 
Hauptstudium einschließlich studienbegleitender Praktika, 
Zwischen- und Abschlussprüfungen (auch nach vorherigem 
Studium im Ausland) 


(e) nach einem Studium im Ausland ein Aufbau-, Zusatz- oder 
Ergänzungsstudium (Postgraduierten-Studium) oder eine 
Promotion  


(f) Sommerkurse oder Graduierten-Kurse auf Hochschulniveau  
(g) Praktische Tätigkeiten, sofern sie zum vorgeschriebenen 


Ausbildungsgang gehören oder zur Erreichung des Ausbil-
dungszieles erforderlich sind (§ 15 Nr. 1 BeschV). 


2. Beschäftigung 


Mit dem Aufenthaltstitel nach § 16 AufenthG sind ausländische Stu-
denten kraft Gesetzes berechtigt, eine Beschäftigung an bis zu 120 
Tagen oder bis zu 240 halben Tagen im Jahr auszuüben (§ 16 Abs. 
3 AufenthG). Eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit ist nicht 
erforderlich. 


Eine Beschäftigung ist nicht zulässig  
• im ersten Jahr eines Aufenthaltes zu studienvorbereitenden Maß-


nahmen (außer in den Ferien) und 
• bei einem Aufenthalt zum Zweck der Studienbewerbung nach § 


16 Abs. 1a AufenthG. 
• bei Aufenthalten auf der Grundlage von § 16 Abs. 5 AufenthG 


(Teilnahme an Sprachkursen, die nicht der Studienvorbereitung 
dienen sowie Aufenthalte zu Schulbesuchen). 


Für die Berechnung der Jahresfrist ist das Kalenderjahr maßgeblich. 
120 Tage oder 240 halbe Tage gelten auch dann, wenn ausländische 
Studenten während des laufenden Kalenderjahres zur Aufnahme des 
Studiums einreisen oder das Studium beenden. Angerechnet werden 


Beschäftigung ne-
ben Studium 
(16.3)  


Keine Beschäftigung 
erlaubt  
(16.4)  


Beschäftigungszei-
ten 
(16.5)  



http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__15.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html
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nur die Arbeitstage oder halben Arbeitstage, an denen tatsächlich ge-
arbeitet wurde. Auf den Grund, warum nicht gearbeitet wurde, kommt 
es dabei nicht an. Deshalb werden auch bezahlte oder unbezahlte 
Urlaubs- und Krankheitstage nicht angerechnet.  
 
Auch Praktika, die vorgeschriebener Bestandteil des Studiums oder 
zur Erreichung des Ausbildungszieles erforderlich sind, werden auf 
die Beschäftigungszeiten nicht angerechnet. Es handelt sich dabei 
um zustimmungsfreie Praktika nach § 15 Nr. 1 BeschV, die keine Be-
schäftigung im Sinne des § 16 Abs. 3 AufenthG darstellen. 


Beschäftigungen bis zu vier Stunden pro Tag sind halbe Arbeitstage, 
wenn die regelmäßige Arbeitszeit acht Stunden beträgt. Beträgt die 
regelmäßige Arbeitszeit zehn Stunden am Tag, sind Beschäftigungen 
bis zu 5 Stunden halbe Arbeitstage.  


Studentische Nebentätigkeiten an Hochschulen und anderen wissen-
schaftlichen Einrichtungen sind ohne zeitliche Beschränkung möglich 
(§ 16 Abs. 3 AufenthG). Eine Zustimmung der Bundesagentur für Ar-
beit ist nicht erforderlich. Dazu zählen auch hochschulbezogene Tä-
tigkeiten im fachlichen Zusammenhang mit dem Studium in hoch-
schulnahen Organisationen, zum Beispiel Tutorentätigkeiten in 
Wohnheimen der Studentenwerke und Beratungstätigkeiten bei 
Hochschulgemeinden, den Allgemeinen Studierenden-Ausschüssen 
(AStA) und dem World University Service.  


Überschreitet eine Beschäftigung den gesetzlichen Rahmen des § 16 
AufenthG, ist eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nach § 
39 Abs. 2 AufenthG erforderlich. Freiwillige oder empfohlene, aber 
nicht erforderliche Beschäftigungen, die gegebenenfalls als Praktika 
bezeichnet werden, bedürfen deshalb einer Zustimmung der Bunde-
sagentur für Arbeit.  


Ausländische Studenten, die von der Beschäftigungsmöglichkeit des 
§ 16 Abs. 3 AufenthG Gebrauch machen, haben keinen Anspruch auf 
eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit für eine Fortsetzung 
der Beschäftigung nach § 35 Abs. 5 BeschV. 


Türkische Staatsangehörige können sich im Hinblick auf das Urteil 
des EuGH vom 24. Januar 2008 (Rechtssache C-294/06) auf Art. 6 
Abs. 1 ARB 1/80 berufen, wenn sie auf der Grundlage eines Aufent-
haltstitels nach § 16 AufenthG eine Beschäftigung ausüben (3.5.4. 
der Allgemeinen Anwendungshinweise des Bundesministeriums des 
Innern zum Beschluss Nr. 1/80 des Assoziationsrats EWG/Türkei). 
Sie haben nach einem Jahr Anspruch auf Erneuerung der Erlaubnis, 
um die Beschäftigung beim gleichen Arbeitgeber fortzusetzen. 


  


Studentische Neben-
tätigkeiten 
(16.6)  


Zustimmung der BA 
(16.7)  


Türkische Studenten 
(16.8)  



http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__15.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__35.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/MigrationIntegration/Anwendungshinweise_zum_Assoziationsrecht_EWG_Tuerkei.html

http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/MigrationIntegration/Anwendungshinweise_zum_Assoziationsrecht_EWG_Tuerkei.html
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3. Arbeitsplatzsuche 


Nach erfolgreichem Abschluss des Studiums kann die Aufenthaltser-
laubnis zur Suche eines dem Abschluss entsprechenden Arbeitsplat-
zes für einen Zeitraum von bis zu 18 Monaten verlängert werden 
(§ 16 Abs. 4 AufenthG). Während der Suche nach einem angemes-
senen Arbeitsplatz ist uneingeschränkt jede Beschäftigung erlaubt, 
ohne dass es einer Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit bedarf.  


Ein Arbeitsplatz ist angemessen, wenn er üblicherweise einen aka-
demischen Abschluss voraussetzt und die mit dem Studium erworbe-
nen Kenntnisse zumindest teilweise oder mittelbar benötigt werden. 
Deshalb ist ein Arbeitsplatz auch dann angemessen, wenn der Stu-
dienabschluss zwar nicht generell einschlägig ist, die mit dem abge-
schlossenen Studium erworbenen Kenntnisse aber für die konkret 
auszuübende Tätigkeit erforderlich sind, zum Beispiel bei der Be-
schäftigung eines Arztes als medizinischer Berater in der Phar-
mabranche. 


§ 17 AufenthG 
Sonstige Ausbildungszwecke 


1. Allgemeines 


§ 17 Abs. 1 AufenthG setzt keine Mindestdauer für die Ausbildung 
voraus. Es werden nicht nur qualifizierte Ausbildungen im Sinne des 
§ 6 Abs. 1 Satz 2 BeschV (mindestens 2-jährige Berufsausbildung) 
erfasst, sondern auch Ausbildungen mit einer kürzeren Regelausbil-
dungsdauer, zum Beispiel eine einjährige Ausbildung zur Pflegehel-
ferin bzw. zum Pflegehelfer.  


2. Ausbildungsbegriff 


Der Begriff der Ausbildung umfasst insbesondere: 
(1) Ausbildungen nach dem Berufsbildungsgesetz bzw. der Hand-


werksordnung; 
(2) Ausbildungsgänge an berufsbildenden Schulen, soweit sie einem 


Beschäftigungsverhältnis gleichzusetzen sind. Durch den Ab-
schluss eines Ausbildungsvertrags, die evtl. Bezahlung einer 
Ausbildungsvergütung, Urlaubsregelungen, Kündigungsregelun-
gen usw. haben sie den Charakter eines Beschäftigungsverhält-
nisses.  
Dazu zählen insbesondere Ausbildungsgänge im Bereich der 
Kranken-, Entbindungs- und Altenpflege  nach dem Kranken-
pflege- bzw. Altenpflegegesetz), Ausbildungen zu Pflegehelferin-
nen und Pflegehelfern sowie praxisintegrierte Ausbildungsgänge 
für Erzieherinnen und Erzieher. 


  


Arbeitsplatzsuche 
(16.9)  


Angemessener Ar-
beitsplatz 
(16.10)  


Ausbildungsbegriff  
(17.2)  


Berufsbildende 
Schulen  
(17.3)  


Ausbildungsdauer  
(17.1)  



http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__16.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__17.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__17.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__6.html

http://www.gesetze-im-internet.de/bbig_2005/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/hwo/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/hwo/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/altpflg/
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3. Ausländische Ausbildung 


Ausbildungsabschnitte, die teilweise in Deutschland absolviert wer-
den, können zugelassen werden.  


Voraussetzungen für die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit: 


(1) Es muss im Ausland eine dort anerkannte Ausbildung absolviert 
werden. Als Nachweis muss der Ausbildungsvertrag in übersetz-
ter Form oder bei berufsfachlicher Ausbildung eine aktuelle 
Schulbescheinigung vorgelegt werden. 


(2) Die ausländische Ausbildungsordnung muss einen solchen Aus-
bildungsabschnitt (Praktikum) vorsehen und Anforderungen an 
den Ausbildungsabschnitt, der in Deutschland absolviert werden 
soll aufstellen. Als Nachweis muss die Ausbildungsordnung in 
Übersetzung oder eine Bestätigung der Schule vorgelegt wer-
den. 


(3) Der in Deutschland absolvierte Ausbildungsabschnitt muss im 
Drittstaat als Bestandteil der ausländischen Ausbildung aner-
kannt werden. Zum Nachweis muss eine aktuelle Schulbeschei-
nigung vorgelegt werden. 


(4) Die Dauer des im Inland absolvierten Ausbildungsabschnittes soll 
in der Regel ein Viertel der Gesamtausbildungsdauer nicht über-
schreiten. 


(5) Für den Ausbildungsabschnitt im Inland muss eine Vergütung er-
folgen, die nicht ungünstiger sein darf als die vergleichbarer in-
ländischer Auszubildenden. Sachbezugswerte nach den Reglun-
gen der Sozialversicherungsentgeltverordnung sind dabei zu be-
rücksichtigen.   


Allgemeine betriebliche Praktika sind auf der Grundlage des § 17 Auf-
enthG nicht zulässig.  


4. Betriebliche Weiterbildung 


Eine betriebliche Weiterbildung setzt in der Regel eine abgeschlos-
sene Ausbildung voraus. Diese liegt vor bei  
• einer mindestens zweijährigen betrieblichen oder schulischen Be-


rufsausbildung, 
• einer gehobenen schulischen Berufsausbildung (zum Beispiel 


nach dem Abitur)  
• einer Fachhochschul- oder Hochschulausbildung. 


Als vergleichbare Qualifikation kann in Einzelfällen eine mindestens 
dreijährige aktuelle Berufserfahrung in dem Beruf anerkannt werden, 
für den in Deutschland eine Weiterbildung absolviert werden soll. In 
diesen Fällen muss ein beruflicher Lebenslauf mit den entsprechen-
den Qualifikationsnachweisen (zum Beispiel Arbeitszeugnisse) vor-
gelegt werden. 


Ausländische Aus-
bildung zum Teil im 
Inland  
(17.4)  


Betriebliche Weiter-
bildung 
(17.5)  



http://www.gesetze-im-internet.de/svev/
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Weisung: Voraussetzungen für die Zustimmung der Bundesagentur 
für Arbeit: 


(1) Es muss ein Weiterbildungsplan vorgelegt werden (§ 34 Abs. 3 
Nr. 2 BeschV). Dieser muss zeitlich und sachlich gegliedert sein 
und für jeden Weiterbildungsabschnitt erkennen lassen, wer für 
die Betreuung des Weiterzubildenden verantwortlich ist. Es muss 
zudem erkennbar sein, dass das angestrebte Weiterbildungsziel 
erreicht werden kann. Dazu gehört in der Regel auch die Vermitt-
lung theoretischer Inhalte in angemessenem Umfang. 


(2) Es muss unter sprachlichen und fachlichen Gesichtspunkten ge-
währleistet sein, dass eine angemessene Unterweisung erfolgt. 
Dazu muss auch die Anzahl der Weiterzubildenden in angemes-
sener Relation stehen zur Anzahl der Ausbilder. 


(3) Es muss eine Vergütung erfolgen, die nicht ungünstiger sein darf 
als die vergleichbarer inländischer Weiterzubildenden. Diese ori-
entiert sich grundsätzlich am Einstiegsgehalt der jeweiligen Be-
rufsgruppe. Im begründeten Einzelfall kann davon abgewichen 
werden, wenn der theoretische Qualifizierungsanteil erheblich hö-
her ist als die praktische Tätigkeit. Unentgeltliche Weiterbildun-
gen entsprechen in der Regel nicht den deutschen Standards. Die 
Regelungen des Mindestlohngesetzes sind zu beachten. 


Weisung: Eine Verlängerung der Zustimmung setzt voraus, dass der 
Aufenthaltszweck noch nicht erfüllt ist. Konnte das Weiterbildungsziel 
noch nicht erreicht werden, kann die Verlängerung der Zustimmung 
nur dann erteilt werden, wenn bei der ersten Beantragung keine fal-
schen Angaben gemacht wurden und der Weiterzubildende das Ver-
fehlen des Weiterbildungszieles nicht zu vertreten hat.  


Wiederholte Zulassungen der gleichen Weiterzubildenden mit dem 
gleichen Fortbildungsziel sind nicht möglich. 


5. Entsendung 


Weiterbildungen können als Entsendungen (d. h. Beschäftigungsver-
hältnis bei einem Arbeitgeber mit Sitz im Ausland) durchgeführt wer-
den. Dabei muss gewährleistet sein, dass die Qualifizierung und nicht 
die Erbringung wertschöpfender Arbeit im Vordergrund steht und ein 
Verstoß gegen das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz ausgeschlos-
sen ist. 


Die allgemeinen Voraussetzungen für die Zustimmung der BA müs-
sen vorliegen. Insbesondere ist ein Weiterbildungsplan nach § 34 
Abs. 2 Nr. 3 BeschV erforderlich. Die Arbeitsbedingungen dürfen 
nicht ungünstiger sein als die vergleichbarer inländischer Arbeitneh-
mer (§ 39 Abs. 2 AufenthG). 


  


Entsendung bei be-
trieblicher Weiterbil-
dung  
(17.9)  


Zustimmung der BA 
(17.6)  


Weiterbildungsplan 
(17.7)  


Vergütung 
(17.8)  
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6. Weiterbildungspraktika in der Landwirtschaft 


Bei Weiterbildungspraktika in der Landwirtschaft muss die Vermitt-
lung beruflicher Kenntnisse und Erfahrungen an Studierende und 
Studienabsolventen im Fokus stehen. Ausländische Landwirt-
schaftspraktikanten dürfen nicht als Ersatz für landwirtschaftliche 
Hilfskräfte beschäftigt werden. Das Mindestlohngesetz ist zu beach-
ten. 
 
Die Dauer des Praktikums richtet sich nach dem Weiterbildungsplan 
(Plausibilität wird durch die BA geprüft). Die Dauer ist auf die für die 
Erreichung des Weiterbildungszieles notwendige Zeit zu beschrän-
ken. 


§ 17a AufenthG 
Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 


1. Allgemeines 


Für die Durchführung einer Bildungsmaßnahme und einer anschlie-
ßenden Prüfung können ausländische Fachkräfte seit dem 1. August 
2015 eine Aufenthaltserlaubnis für die Dauer von bis zu 18 Monaten 
nach § 17a AufenthG erhalten. Die Bildungsmaßnahme muss zur An-
erkennung der Gleichwertigkeit ihres ausländischen Berufsabschlus-
ses erforderlich sein. Sie muss geeignet sein, die fachlichen, prakti-
schen oder sprachlichen Defizite, die der Anerkennung der Berufs-
qualifikation oder dem Berufszugang entgegenstehen, zu beseitigen. 


In der Praxis betrifft dies vor allem ausländische Arbeitnehmer, die 
eine  Beschäftigung in einem Engpassberuf ausüben wollen und aus-
ländische Hochschulabsolventen für eine Beschäftigung in reglemen-
tierten Berufen. Sie können nur dann eine Zulassung zum deutschen 
Arbeitsmarkt erhalten, wenn ihr ausländischer Berufsabschluss als 
gleichwertig anerkannt wurde. 


Auch Drittstaatsangehörige, die die Anerkennung eines ausländi-
schen Abschlusses in einem Ausbildungsberuf anstreben, der nicht 
von der Positivliste erfasst ist, können einen Aufenthaltstitel nach § 
17a AufenthG erhalten. 


Bei ausländischen Hochschulabsolventen, deren Hochschulab-
schluss nicht anerkannt ist und die in Deutschland eine Beschäfti-
gung in einem nicht reglementierten Beruf anstreben, findet § 17a 
AufenthG keine Anwendung. Auch sie können bestehende Defizite 
ausgleichen. Das ist in Studiengängen (§ 16 Abs. 1 AufenthG), 
Sprachkursen (§ 16 Abs. 5 AufenthG) oder betrieblichen Weiterbil-
dungen (§ 17 AufenthG) möglich.  


Praktika in der Land-
wirtschaft  
(17.10)  


Allgemeines  
(17a.1)  
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Kann die volle Gleichwertigkeit zum Beispiel wegen fehlender theo-
retischer Kenntnisse, praktischer Fertigkeiten oder Erfahrungen nicht 
sofort festgestellt werden, erteilt die zuständige Anerkennungsstelle 
einen Bescheid. In diesem (Teil-) Anerkennungsbescheid werden die 
vorhandenen Qualifikationen aufgeführt, die festgestellten Defizite 
beschrieben und die Erforderlichkeit einer Anpassungsmaßnahme o-
der einer weiteren Qualifikation festgestellt. Hat die zuständige Aner-
kennungsstelle im nicht-reglementierten Bereich festgestellt, dass 
Defizite bestehen, wird dadurch festgestellt, dass noch eine Anpas-
sungsmaßnahme oder weitere Qualifikationen erforderlich sind. Bei 
reglementierten Berufen haben Antragsteller für die Erlangung der 
vollen Gleichwertigkeit in der Regel die Wahl zwischen einem Anpas-
sungslehrgang oder dem Ablegen einer Eignungs-/Kenntnisprüfung. 


(1) Bildungsmaßnahmen können sein:  


(a) berufs- oder fachschulische Angebote,  
(b) betriebliche oder überbetriebliche Weiterbildungsangebote 


(diese können praktische und theoretische Bestandteile ent-
halten), 


(c) Vorbereitungskurse auf Kenntnis- oder Eignungsprüfungen, 
(d) allgemeine oder berufsorientierte Sprachkurse. 


(2) Vorbereitungskurs 


Die Eignungs- bzw. Kenntnisprüfung umfasst einen theoretischen 
und einen praktischen Teil. Die Betroffenen haben das Recht, sich in 
Eigenregie auf die Prüfung vorzubereiten. In der Regel absolvieren 
sie aber freiwillig einen Vorbereitungskurs. Ohne Vorbereitungskurs 
sind die Chancen gering, die Eignungs- bzw. Kenntnisprüfung zu be-
stehen. Der Aufenthaltstitel nach § 17a Abs. 5 AufenthG berechtigt 
deshalb auch zur Teilnahme an einem Vorbereitungskurs.  
Die meist sechs bis acht Monate dauernden Vorbereitungskurse um-
fassen neben theoretischem Unterricht regelmäßig auch mehrwö-
chige, in der Regel bis zu drei Monate dauernde, praktische Phasen.  


Umfasst die praktische Tätigkeit mehr als die Hälfte des Gesamtlehr-
gangs, handelt es sich um eine überwiegend betriebliche Bildungs-
maßnahme nach § 17a Abs. 1 AufenthG, für die die Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit erforderlich ist.  


Einzelheiten zur Prüfung der Arbeitsbedingungen bei überwiegend 
betrieblichen Vorbereitungskursen und zu den Nachweisen für die 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit sind in den Fachlichen 
Weisungen 17a.8 dargestellt.  


  


(Teil-) Anerken-
nungsbescheid 
(17a.2)  


Bildungsmaßnah-
men  
(17a.3)  


Vorbereitungskurse  
(17a.4)  
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(3) Arbeitsproben, Fachgespräche, Qualifikationsanalysen 


Teilweise sind ausländische Fachkräfte nicht in der Lage, die für die 
Feststellung der Gleichwertigkeit erforderlichen Unterlagen vollstän-
dig vorzulegen. Die zuständige Anerkennungsstelle kann dann fest-
legen, wie die vorhandenen beruflichen Fertigkeiten, Fähigkeiten und 
Kenntnisse ermittelt werden (§ 14 Abs. 1 BQFG). Dies kann zum Bei-
spiel im Rahmen von Arbeitsproben, Fachgesprächen oder Qualifika-
tionsanalysen erfolgen. Sie sind zwar Bestandteil des Verfahrens zur 
Feststellung der Gleichwertigkeit bzw. der Erteilung des Berufszu-
gangs. Sie dienen aber nicht der Beseitigung von Defiziten, sondern 
der Feststellung einer vorhandenen Qualifikation. Deshalb sind sie 
nicht von der Aufenthaltserlaubnis nach § 17a AufenthG umfasst. 


(4) Rechtsgrundlage und Arbeitsplatzangebot für die spätere 
Beschäftigung 


§ 17a AufenthG soll die Anerkennung ausländischer Berufsqualifika-
tionen und die Zuwanderung in Engpassberufen, insbesondere im 
Bereich der Gesundheits- und Pflegeberufe erleichtern. Eine Aufent-
haltserlaubnis für eine Bildungsmaßnahme nach § 17a Abs. 1 Auf-
enthG können ausländische Arbeitnehmer/innen aber auch dann er-
halten, wenn für eine spätere Beschäftigung nach Anerkennung des 
Berufsabschlusses keine Rechtsgrundlage existiert.  


Eine Rechtsgrundlage nach den §§ 18 - 20 AufenthG für den anzu-
erkennenden Beruf ist aber erforderlich, wenn: 


(a) Ausländer/innen während der Bildungsmaßnahme eine Be-
schäftigung nach § 17a Abs. 3 AufenthG aufnehmen möch-
ten, die in einem engen berufsfachlichen Zusammenhang mit 
der späteren Beschäftigung steht, soweit ein konkretes Ar-
beitsplatzangebot in dem künftig auszuübenden Beruf vor-
liegt;  


(b) ein Aufenthaltstitel nach § 17a Abs. 4 AufenthG zur Arbeits-
platzsuche nach Feststellung der Gleichwertigkeit beantragt 
wird 


(c) ein Aufenthaltstitel nach § 17a Abs. 5 AufenthG für das Able-
gen einer Kenntnis - oder Eignungsprüfung beantragt wird, 
soweit ein konkretes Arbeitsplatzangebot in dem künftig aus-
zuübenden Beruf vorliegt.  


Auch ausländische Hochschulabsolventen, die in Deutschland eine 
Beschäftigung in einem nicht reglementierten Beruf anstreben, haben 
die Möglichkeit, bestehende Defizite auszugleichen. Dafür sind aber 
die außerhalb des § 17a AufenthG bestehenden Möglichkeiten aus-
reichend: Studiengänge (§ 16 Abs. 1 AufenthG), Sprachkurse (§ 16 
Abs. 5 AufenthG) oder Weiterbildungspraktika (§ 17 AufenthG). 
  


Qualifikationsanaly-
sen  
(17a.5)  


Rechtsgrundlage 
spätere Beschäfti-
gung 
(17a.6)  
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2. Überwiegend betriebliche Bildungsmaßnahmen 


Für überwiegend betrieblich durchgeführte Bildungsmaßnahmen (§ 
17a Abs. 1 Satz 3 AufenthG) ist die Zustimmung der Bundesagentur 
für Arbeit erforderlich (§ 8 Abs. 2 BeschV). Eine Maßnahme ist über-
wiegend betrieblich, wenn die praktischen Tätigkeiten in Betrieben 
mehr als die Hälfte des Gesamtlehrgangs umfassen. 


Die Zustimmung wird ohne Vorrangprüfung erteilt.  


(1) Vergütung überwiegend betrieblicher Bildungsmaßnahmen 


Die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit setzt voraus, dass die 
Beschäftigung nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen erfolgt als 
bei vergleichbaren inländischen Arbeitnehmern. Davon ist regelmä-
ßig auszugehen, wenn die Teilnehmer/innen eine Vergütung wie im 
dritten Ausbildungsjahr erhalten.  


Die Regelungen des Mindestlohngesetzes sind zu beachten. Praktika 
sind unter folgenden Voraussetzungen vom allgemeinen gesetzli-
chen Mindestlohn ausgenommen: 


(a) Praktika im nicht reglementierten Bereich und Praktika im 
Rahmen von Anpassungslehrgängen im reglementierten Be-
reich: 
Hat die zuständige Stelle im (Teil-)Anerkennungsbescheid 
festgestellt, dass eine Anpassungsmaßnahme erforderlich ist, 
gilt für ein Praktikum der allgemeine gesetzliche Mindestlohn 
nicht, da eine Praxisphase im Betrieb wie ein Pflichtpraktikum 
im Rahmen einer Ausbildungsordnung nach § 22 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 1 MiLoG zu werten ist.  


(b) Praktika als Bestandteil von Vorbereitungskursen: 
Als begleitendender Bestandteil eines Vorbereitungskurses 
sind praktische Tätigkeiten bis zu einer Dauer von 3 Monaten 
entsprechend der Mindestlohnausnahme für ausbildungsbe-
gleitende Praktika (§ 22 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 MiLoG) mindest-
lohnfrei. 


Ob die für die Erteilung des Aufenthaltstitels notwendige Sicherung 
des Lebensunterhaltes gewährleistet ist (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG), 
wird durch die Auslandsvertretungen bzw. die Ausländerbehörden 
geprüft. 


(2) Nachweise für die Prüfung der Bundesagentur für Arbeit  


Bei überwiegend betrieblichen Bildungsmaßnahmen prüft die Bunde-
sagentur für Arbeit anhand des vorgelegten Weiterbildungsplans, ob 
die Maßnahme geeignet ist, die vollständige Anerkennung zu ermög-
lichen bzw. die festgestellten Defizite auszugleichen (§ 34 Abs. 3 Be-
schV).  


Betriebliche Bil-
dungsmaßnahmen  
(17a.7)  


Arbeitsbedingungen 
überwiegend be-
triebliche Bildungs-
maßnahmen  
(17a.8)  
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Für die Zustimmung benötigt die Bundesagentur für Arbeit  


(a) den Feststellungsbescheid der zuständigen Anerkennungs-
stelle (Anerkennungs-, Teil-Anerkennungs- oder Zwischenbe-
scheid); 


(b) den Weiterbildungsplan; 
(c) die Stellenbeschreibung für die betriebliche Bildungsmaß-


nahme. 


Bei überwiegend betrieblichen Vorbereitungskursen benötigt die 
Bundesagentur für Arbeit für die Zustimmung zusätzlich: 


(d) Einladungsschreiben bzw. Bestätigung über die Anmeldung 
zum Vorbereitungskurs; 


(e) Bestätigung des Trägers der Bildungsmaßnahme, dass die 
betriebliche Praxisphase Bestandteil des Vorbereitungskur-
ses ist. 


(3) Dauer der Zustimmung 


Die Zustimmung wird für die Dauer der Bildungsmaßnahme erteilt. 
Die Dauer der Bildungsmaßnahme kann sich aus dem Anerken-
nungsbescheid oder dem Weiterbildungsplan ergeben. Eine überwie-
gend betriebliche Bildungsmaßnahme kann einschließlich einer an-
schließenden Prüfung maximal 18 Monate dauern. Nach erfolgloser 
Prüfung ist eine Wiederholung der Prüfung nur dann möglich, wenn 
die Gesamtdauer der Maßnahme 18 Monate nicht überschreitet. 


3. Nebenbeschäftigung 


Während der Bildungsmaßnahme können ausländische Arbeitneh-
mer/innen in eingeschränktem Umfang von bis zu 10 Stunden pro 
Woche eine Beschäftigung ausüben (§ 17a Abs. 2 AufenthG). Diese 
Nebenbeschäftigung muss in keinem Zusammenhang zu der Bil-
dungsmaßnahme oder der angestrebten späteren Beschäftigung ste-
hen.  


Die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit ist nicht erforderlich. 


4. Beschäftigung während der Maßnahme in engem berufs-
fachlichem Zusammenhang mit dem künftigen Beruf 


Zur Sicherung ihres Lebensunterhaltes können Drittstaatsangehörige 
während der Bildungsmaßnahme ohne zeitliche Einschränkung eine 
Beschäftigung ausüben (§ 17a Abs. 3 AufenthG).  
  


Nebenbeschäftigung  
(17a.9)  


Beschäftigung wäh-
rend der Bildungs-
maßnahme  
(17a.10)  
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(1) Voraussetzungen 


Weisung 


(a) Für Beschäftigungen während der Bildungsmaßnahme ist die 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erforderlich (§ 8 
Abs. 2 BeschV). 


(b) Die Beschäftigung muss in einem engen berufsfachlichen Zu-
sammenhang mit dem Beruf stehen, für den die Berufszulas-
sung bzw. Gleichwertigkeit beantragt worden ist.  


(c) Ausländische Arbeitnehmer/-innen müssen ein verbindliches 
Arbeitsplatzangebot in dem künftig auszuübenden Beruf für 
die Zeit nach Anerkennung des Berufsabschlusses nachwei-
sen. Für diese spätere Beschäftigung muss eine Rechts-
grundlage nach den §§ 18 bis 20 AufenthG vorhanden sein. 
Mit dem Nachweis eines Arbeitsplatzangebotes wird dem 
Missbrauch vorgebeugt, Ausländer/-innen unter dem Vor-
wand von Bildungsmaßnahmen in Helfertätigkeiten zu be-
schäftigen. 


(2) Beispiele: 


Reglementierter Bereich 


(a) Wird die Anerkennung als Krankenpfleger/-in beantragt und 
fehlen theoretische Kenntnisse und/oder praktische Fähigkei-
ten, können Ausländer/innen während der Bildungsmaß-
nahme als Krankenpflegehelfer/-innen arbeiten, sofern dafür 
keine Berufsausübungserlaubnis erforderlich ist.  


(b) Wird die Approbation als Arzt/Ärztin beantragt und fehlen 
Deutschkenntnisse, können Ausländer/-innen während des 
Sprachkurses nicht als medizinisches Hilfspersonal arbeiten, 
da ein enger Zusammenhang mit den in der späteren Be-
schäftigung verlangten berufsfachlichen Kenntnissen zwi-
schen der Tätigkeit als Pflegehilfskraft und der angestrebten 
späteren Tätigkeit als Arzt nicht besteht. 


Nicht reglementierter Bereich 


(c) Wird die Anerkennung als Metallbauer/-in beantragt und feh-
len theoretische Kenntnisse und/oder praktische Fähigkeiten, 
können Ausländer/-innen während der Bildungsmaßnahme 
bereits als Metallbauer/-in arbeiten, da keine Berufserlaubnis 
erforderlich ist. 


(3) Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 


Eine Beschäftigung während der Maßnahme nach § 17a Abs. 3 Auf-
enthG ist an mehrere Voraussetzungen gebunden. Diese müssen 


Zustimmung BA zur 
(Helfer-) Tätigkeit  
(17a.11)  
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insgesamt erfüllt sein. Die BA trifft insgesamt eine einheitliche Ent-
scheidung über die Zustimmungsanfrage. Die Prüfung der BA bezieht 
sich auf die Beschäftigung während der Bildungsmaßnahme und auf 
das künftige Arbeitsplatzangebot nach der Anerkennung der Berufs-
qualifikation. 


Bei der qualifikationsnahen Tätigkeit während der Bildungsmaß-
nahme dürfen Ausländer/innen nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedin-
gungen beschäftigt werden als vergleichbare inländische Arbeitneh-
mer/-innen. Es muss deshalb das entsprechende tarifliche bzw. orts-
übliche Arbeitsentgelt gezahlt werden. Der allgemeine gesetzliche 
Mindestlohn bildet dabei die unterste Grenze.  


Für die Beschäftigung während der Bildungsmaßnahme ist keine 
Vorrangprüfung erforderlich (§ 8 Abs. 2 Satz 2 BeschV). 


Die Prüfung des verbindlichen Arbeitsplatzangebotes für die künftige 
Beschäftigung richtet sich nach dem Zulassungstatbestand für die 
spätere Beschäftigung. Es muss nach erfolgreichem Abschluss der 
Maßnahme das tarifliche bzw. ortsübliche Arbeitsentgelt für die spä-
tere qualifizierte Beschäftigung angeboten sein. Dass sich im Ver-
laufe längerer Bildungsmaßnahmen die Arbeitsbedingungen zum 
Beispiel aufgrund tariflicher Anpassungen ändern können, ist dabei 
unerheblich. Die Aufenthaltserlaubnis nach § 17a Abs. 1 i.V.m. Abs. 
3 AufenthG bezieht sich ausschließlich auf den Zeitraum der Bil-
dungsmaßnahme und einer sich anschließenden Prüfung. Nach der 
vollen Anerkennung der ausländischen Berufsqualifikation müssen 
ausländische Arbeitnehmer/-innen eine weitere Aufenthaltserlaubnis 
für die spätere Erwerbstätigkeit nach § 18 AufenthG beantragen. 


In Bezug auf das verbindliche Arbeitsplatzangebot ist eine Vorrang-
prüfung nur dann erforderlich, wenn die Zulassung für die spätere 
qualifizierte Beschäftigung eine Vorrangprüfung voraussetzt. Der Re-
gelfall für eine Aufenthaltserlaubnis nach § 17a AufenthG liegt bei den 
Engpassberufen (vgl. 17a.6). In der Regel ist daher für das verbindli-
che Arbeitsplatzangebot keine Vorrangprüfung erforderlich. 


(4) Nachweise für die Bundesagentur für Arbeit 


(a) Feststellungsbescheid der zuständigen Anerkennungsstelle (An-
erkennungs-, Teilanerkennungs- oder Zwischenbescheid) 


(b) Weiterbildungsplan, wenn es sich um eine überwiegend betriebli-
che Bildungsmaßnahme handelt (§ 34 Abs. 3 BeschV) 


(c) Stellenbeschreibung des Arbeitgebers für die (Helfer-) Beschäfti-
gung während der Maßnahme 


(d) Stellenbeschreibung des Maßnahmeträgers, wenn es sich um 
eine überwiegend betriebliche Bildungsmaßnahme handelt 


(e) Stellenbeschreibung des künftigen Arbeitgebers für die Zeit nach 
Feststellung der Gleichwertigkeit 


Zustimmung BA zum 
künftigen Arbeits-
platzangebot  
(17a.13)  


Arbeitsbedingungen 
Beschäftigung wäh-
rend Bildungsmaß-
nahme 
(17a.12)  
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Bei der (Helfer-)Beschäftigung während der Maßnahme, einer even-
tuellen betrieblichen Bildungsmaßnahme und der künftigen qualifi-
zierten Beschäftigung kann es sich im Einzelfall auch um verschie-
dene Arbeitgeber handeln. Weisung: Ist dies der Fall, wird als Arbeit-
geber in der Fachanwendung ZuWG der Betrieb für die (Helfer)Tätig-
keit während der Maßnahme erfasst. Eventuelle weitere Arbeitgeber 
werden im Feld Bemerkungen dokumentiert. 


5. Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Ar-
beitsplatzsuche 


Nach Feststellung der Gleichwertigkeit bzw. Erteilung des Berufszu-
gangs kann die Aufenthaltserlaubnis zur Suche eines der Berufsqua-
lifikation entsprechenden Arbeitsplatzes bis zu einem Jahr verlängert 
werden (§ 17a Abs. 4 AufenthG). Dies setzt voraus, dass der Arbeits-
platz nach den §§ 18 bis 20 AufenthG mit Ausländern besetzt werden 
darf. In der Zeit der Arbeitsplatzsuche dürfen ausländische Arbeitneh-
mer/-innen jede Erwerbstätigkeit ausüben. Die Zustimmung der BA 
ist nicht erforderlich. 


6. Aufenthaltserlaubnis zum Ablegen einer Prüfung zur Aner-
kennung der ausländischen Berufsqualifikation 


Hat die zuständige Anerkennungsstelle festgestellt, dass die (volle) 
Gleichwertigkeit nicht vorliegt, können ausländische Fachkräfte bei 
reglementierten Berufen grundsätzlich frei wählen, ob sie einen An-
passungslehrgang absolvieren oder eine Eignungs- bzw. Kenntnis-
prüfung ablegen möchten (§ 11 Abs. 3 BQFG).  


Eine Aufenthaltserlaubnis kann zum Ablegen einer Prüfung zur Aner-
kennung der ausländischen Berufsqualifikation erteilt werden (§ 17a 
Abs. 5 AufenthG).  


Voraussetzungen: 


(a) Für diese Aufenthaltserlaubnis ist grundsätzlich die Zustim-
mung der BA erforderlich. Handelt es sich bei der späteren 
qualifizierten Beschäftigung um eine zustimmungsfreie Tätig-
keit, kann die Aufenthaltserlaubnis nach § 17a Abs. 5 Auf-
enthG ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt 
werden.  


(b) Ausländische Arbeitnehmer/-innen müssen ein verbindliches 
Arbeitsplatzangebot für eine spätere qualifizierte Beschäfti-
gung in dem Beruf nachweisen, für den die Anerkennung be-
antragt wird. Für eine spätere qualifizierte Beschäftigung 
muss eine Rechtsgrundlage nach den §§ 18 bis 20 AufenthG 
vorhanden sein. 


Arbeitsplatzsuche 
nach erfolgreicher 
Anerkennung  
(17a.14)  


Aufenthaltserlaubnis 
für Eignungs-/ 
Kenntnisprüfung  
(17a.15)  


Zustimmung BA 
(17a.16)  
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(c) Die Zustimmung der BA bezieht sich auf das verbindliche Ar-
beitsplatzangebot für die qualifizierte Beschäftigung nach 
Feststellung der Gleichwertigkeit. Die Prüfung der BA richtet 
sich nach dem Zulassungstatbestand für die spätere Beschäf-
tigung.  


(d) Es muss nach dem erfolgreichen Abschluss der Maßnahme 
das tarifliche bzw. ortsübliche Arbeitsentgelt für die spätere 
qualifizierte Beschäftigung angeboten sein. Eine Vorrangprü-
fung ist in der Regel nicht erforderlich. 


Die Aufenthaltserlaubnis umfasst das Ablegen der Prüfung bis zur 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 


Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt weder zur Erwerbstätigkeit noch 
zur Arbeitsplatzsuche. Dies gilt auch für die Zeit zwischen dem Able-
gen der Prüfung und der Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 


Wenn vor Ablegen der Eignungs-/Kenntnisprüfung ein Vorberei-
tungskurs absolviert wird, ist ein Aufenthaltstitel nach § 17a Abs. 1 
AufenthG einschlägig. 


§ 18 AufenthG 


Beschäftigung 


1. Allgemeines 


Zu den Kriterien für das Vorliegen einer Beschäftigung vgl. Fachliche 
Weisungen zu § 2 AufenthG. 


Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäfti-
gung kann nach § 39 AufenthG nur mit Zustimmung der Bundesagen-
tur für Arbeit erfolgen, es sei denn, die BeschV regelt, dass die Zu-
stimmung der Bundesagentur für Arbeit nicht erforderlich ist.  


Hat die Bundesagentur für Arbeit ihre Zustimmung auf eine be-
stimmte Dauer, eine bestimmte berufliche Tätigkeit, einen konkreten 
Betrieb oder einen bestimmten Bezirk beschränkt (§ 39 Abs. 4 Auf-
enthG), werden diese von den Auslandsvertretungen bzw. Auslän-
derbehörden in den Aufenthaltstitel übernommen. 


2. Beschäftigung mit qualifizierter Berufsausbildung 


Aufenthaltstitel für Beschäftigungen, die eine qualifizierte Berufsaus-
bildung voraussetzen, können nur mit Zustimmung der BA erteilt wer-
den (§ 18 Abs. 4 AufenthG). Die Bundesagentur für Arbeit kann ihre 
Zustimmung nur für die in der BeschV geregelten, qualifizierten Be-
schäftigungen erteilen. Es muss sich um Tätigkeiten handeln, für die 


BeschV 
(18.1)  


Beschränkung Zu-
stimmung 
(18.2)  


Qualifizierte Be-
schäftigung 
(18.3)  
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eine mindestens zweijährige Berufsausbildung oder ein Hochschul-
abschluss erforderlich ist. 


Maßgeblich ist die Stellenbeschreibung des Arbeitgebers. Ob der Ar-
beitnehmer die berufliche Qualifikation tatsächlich besitzt, ist von der 
Bundagentur für Arbeit grundsätzlich nicht zu prüfen. Die Entlohnung 
muss der einer vergleichbaren inländischen Fachkraft entsprechen. 
In Zweifelsfällen kann der Entwurf eines Arbeitsvertrags angefordert 
werden.  


3. Öffentliches Interesse 


In begründeten Einzelfällen kann nach § 18 Abs. 4 Satz 2 AufenthG 
eine Aufenthaltserlaubnis auch für solche qualifizierten Beschäftigun-
gen erteilt werden, die von der BeschV nicht vorgesehen sind. Dafür 
ist grundsätzlich die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erfor-
derlich. Eine Einzelfallentscheidung kommt nur bei qualifizierten Be-
schäftigungen in Betracht, für die in der BeschV kein spezifischer Ar-
beitsmarktzugang geregelt ist. 


Eine Einzelfall-Entscheidung setzt voraus, dass an der Beschäftigung 
ein öffentliches, insbesondere ein regionales, wirtschaftliches oder 
arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht. Die Bundesagentur für Ar-
beit prüft das arbeitsmarktpolitische Interesse. Hierbei kann sie ggf. 
die Industrie- und Handelskammern, die Handwerkskammern, Be-
rufsverbände oder den AG-S einschalten.  


Ob ein regionales oder wirtschaftliches Interesse an der Beschäfti-
gung besteht, wird bereits vor Beteiligung der Bundesagentur für Ar-
beit durch die Ausländerbehörden geprüft. Für die Beurteilung des 
arbeitsmarktpolitischen Interesses ist die Bundesagentur für Arbeit 
(örtlicher Arbeitgeber-Service) zuständig. 


Bei Abwägung aller einzelfallrelevanten Gesichtspunkte muss ein 
über das privatwirtschaftliche Interesse des Arbeitgebers hinausge-
hendes öffentliches Interesse an der Beschäftigung bestehen. Allein 
die Tatsache, dass ein Vermittlungsauftrag längere Zeit erfolglos 
blieb, reicht für die Begründung des öffentlichen Interesses nicht aus.  


Ein öffentliches Interesse für die Zustimmung liegt zum Beispiel vor, 
wenn Arbeitsplätze in dem betroffenen Betrieb oder in anderen Be-
trieben (zum Beispiel in Zulieferer-Betrieben) erhalten oder geschaf-
fen werden. Dies ist insbesondere der Fall, wenn in einem Betrieb 
nicht genügend Fachkräfte vorhanden sind und durch die Beschäfti-
gung eines Ausländers bzw. einer Ausländerin verhindert werden 
kann, dass dem Betrieb Aufträge entgehen. 
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4. Arbeitsplatzangebot und Berufserlaubnis 


Einen Aufenthaltstitel für eine Beschäftigung dürfen die Auslandsver-
tretungen bzw. Ausländerbehörden nur erteilen, wenn ein konkretes 
Arbeitsplatzangebot eines Arbeitgebers und die zur Berufsausübung 
ggf. erforderliche Berufsausübungserlaubnis vorliegen (§ 18 Abs. 5 
AufenthG).  


Die Berufsausübungserlaubnis muss nur der Auslandsvertretung 
bzw. der Ausländerbehörde vorgelegt werden. Eine Vorlage bei der 
Bundesagentur für Arbeit im Rahmen des Zustimmungsverfahrens ist 
nicht erforderlich. 


§ 18a AufenthG 


Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete zum 
Zweck der Beschäftigung 


1. Allgemeines 


Die Regelung ermöglicht qualifizierten Geduldeten den Wechsel in 
einen rechtmäßigen Aufenthalt mit Aufenthaltserlaubnis. Dazu muss 
dem Geduldeten ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegen für eine 
Beschäftigung, die der beruflichen Qualifikation entspricht. Die Auf-
enthaltserlaubnis nach § 18a AufenthG ist nicht auf die Berufsgrup-
pen der BeschV begrenzt.  


Eine Beschäftigung entspricht der beruflichen Qualifikation, wenn die 
im Rahmen der Ausbildung, des Studiums bzw. die im Rahmen einer 
Vorbeschäftigungszeit als Fachkraft erworbenen Kenntnisse zumin-
dest teilweise oder mittelbar benötigt werden. Das ist zum Beispiel 
der Fall sein, wenn ein Arzt in einem Pharmaunternehmen eine me-
dizinische Tätigkeit aufnehmen will.  


§ 18a AufenthG setzt die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
immer voraus. Sie ist auch dann erforderlich, wenn es sich um eine 
Beschäftigung handelt, die nach den Grundsätzen der BeschV grund-
sätzlich zustimmungsfrei wäre. Die erneute Zustimmung der Bunde-
sagentur für Arbeit ist auch dann erforderlich, wenn schon zuvor die 
Zustimmung zu einer Beschäftigung nach § 32 BeschV erteilt wurde 
oder eine zustimmungsfreie Beschäftigung nach § 32 BeschV ausge-
übt wurde. 


Tatbestandsvoraussetzungen, die nicht mit der beruflichen Qualifika-
tion und dem Beschäftigungsverhältnis im Zusammenhang stehen 
werden ausschließlich von den Ausländerbehörden geprüft. 
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2. Inländische Ausbildung 


Geduldeten kann eine Aufenthaltserlaubnis für eine Beschäftigung 
erteilt werden, wenn sie im Inland eine qualifizierte Berufsausbildung 
oder ein Hochschulstudium abgeschlossen haben und die Beschäfti-
gung ihrer beruflichen Qualifikation entspricht (§ 18a Abs. 1 Nr. 1 a) 
AufenthG).  


Eine qualifizierte Berufsausbildung liegt vor, wenn die Ausbildungs-
dauer generell mindestens zwei Jahre beträgt (§ 6 Abs. 1 Satz 2 Be-
schV). Auf die individuelle Ausbildungsdauer kommt es nicht an. Des-
halb kann die Bundesagentur für Arbeit ihre Zustimmung auch dann 
erteilen, wenn die Ausbildung vor Ablauf der zweijährigen Regelaus-
bildungsdauer im Einzelfall durch vorzeitige Zulassung zur Ab-
schlussprüfung absolviert wurde. 


Eine inländische Ausbildung, deren Abschluss durch das Landes-
recht einem Hochschulabschluss gleichgestellt ist, gilt als abge-
schlossenes Hochschulstudium. Dies ist zum Beispiel bei Studien-
gängen an Berufsakademien der Fall.  


Vorbeschäftigung mit ausländischem Hochschulabschluss 


Geduldete mit ausländischen Studienabschlüssen können eine Auf-
enthaltserlaubnis erhalten, wenn sie einen in Deutschland anerkann-
ten oder mit einem deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren 
Abschluss besitzen (§ 18a Abs. 1 Nr. 1b) AufenthG). Ist in den Fällen 
von nicht-reglementierten Berufen für einen ausländischen Studien-
abschluss keine formale Anerkennung vorgesehen oder nicht erfor-
derlich, wird für die Feststellung der Vergleichbarkeit auf die Bewer-
tungsvorschläge der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen 
bei der Kultusministerkonferenz abgestellt. Diese sind im Internet öf-
fentlich zugänglich.  


Bei Beantragung der Aufenthaltserlaubnis müssen Geduldete seit 
zwei Jahren ohne Unterbrechung im Bundesgebiet eine dem Studi-
enabschluss angemessene Beschäftigung ausgeübt haben. Dies ist 
der Fall, wenn die Beschäftigung üblicherweise einen akademischen 
Abschluss voraussetzt und die mit der Hochschulausbildung erwor-
benen Kenntnisse zumindest teilweise oder mittelbar benötigt wer-
den. Kürzere Unterbrechungen bei der Beschäftigung sind unschäd-
lich. Sie sollen im Regelfall eine Gesamtdauer von drei Monaten nicht 
übersteigen. Sie werden aber nicht auf die erforderliche Beschäfti-
gungsdauer von zwei Jahren angerechnet. 


3. Vorbeschäftigungszeit als Fachkraft 


Geduldeten, die ihre berufliche Qualifikation vor der Einreise nach 
Deutschland im Herkunftsland erworben haben, kann eine Aufent-
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haltserlaubnis erteilt werden, wenn sie im Bundesgebiet seit drei Jah-
ren ohne Unterbrechungen eine Beschäftigung als Fachkraft ausge-
übt haben (§ 18a Abs. 1 Nr. 1c) AufenthG). Es muss sich dabei um 
eine Beschäftigung gehandelt haben, die eine qualifizierte Berufsaus-
bildung voraussetzt (vgl. 18a.3).  


Kürzere Unterbrechungen der Beschäftigung sind unschädlich. Sie 
sollen im Regelfall eine Gesamtdauer von drei Monaten nicht über-
steigen. Sie werden aber nicht auf die erforderliche Beschäftigungs-
dauer von drei Jahren angerechnet.  


Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis setzt nicht voraus, dass es 
sich um eine neue Beschäftigung handelt. Deshalb kann die Zustim-
mung der BA auch dann erteilt werden, wenn die erforderliche drei-
jährige Vorbeschäftigung fortgesetzt wird.  


Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit (§ 18a Abs. 2 Auf-
enthG) 


Die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit ist immer erforderlich 
(vgl. Fachliche Weisungen 18a.2). § 18 Abs. 2 Satz 1 AufenthG gilt 
bei der Aufenthaltserlaubnis nach § 18a AufenthG nicht.  


Ihre Zustimmung kann die BA nur erteilen, wenn drittstaatsangehö-
rige Arbeitnehmer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen be-
schäftigt werden als vergleichbare inländische Arbeitnehmer. 


Eine Vorrangprüfung ist nicht erforderlich. 


In den ersten zwei Jahren nach Erteilung der Aufenthaltserlaubnis ist 
nur eine der beruflichen Qualifikation entsprechende Beschäftigung 
zulässig. Zwei Jahre nach Erteilung der Aufenthaltserlaubnis sind Be-
schäftigungen jeder Art (auch nichtqualifizierte) zulässig (§ 18a Abs. 
2 Satz 3 AufenthG). 


§ 19 a AufenthG 


Blaue Karte EU 


Die Erteilung einer Blauen Karte EU setzt neben den allgemeinen 
Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels (§ 5 Auf-
enthG)  


(1) einen deutschen, einen anerkannten ausländischen oder einen 
vergleichbaren ausländischen Hochschulabschluss 


(2) ein konkretes Arbeitsplatzangebot 
(3) eine der Qualifikation angemessene Beschäftigung und 
(4) ein Mindest-Bruttojahresgehalt gem. § 2 BeschV 


voraus. 
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Von der Ermächtigung des § 19a Abs. 1 Nr. 1b) AufenthG hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales bislang keinen Gebrauch 
gemacht. Eine vergleichbare Qualifikation durch nachgewiesene 
fünfjährige Berufserfahrung genügt deshalb nicht für die Erteilung ei-
ner Blauen Karte. Es ist ein Hochschulabschluss erforderlich. 


Angemessen ist eine Beschäftigung, wenn sie üblicherweise einen 
akademischen Abschluss voraussetzt und die mit dem Hochschulstu-
dium erworbenen Kenntnisse zumindest teilweise oder mittelbar be-
nötigt werden. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn ein Arzt in einem 
Pharmaunternehmen eine medizinische Tätigkeit aufnehmen will. 


Studienabschlüsse, die im Ausland erworben wurden, müssen in 
Deutschland anerkannt oder mit einem deutschen Hochschulab-
schluss vergleichbar sein. Die Prüfung der Vergleichbarkeit ausländi-
scher Hochschulabschlüsse erfolgt durch die jeweilige Auslandsver-
tretung oder Ausländerbehörde. Ist für die Erteilung einer Blauen 
Karte EU die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erforderlich 
(§ 2 Abs. 2 BeschV) und ist die Bundesagentur für Arbeit im Rahmen 
eines Vorabzustimmungsverfahrens Eingangsbehörde, erfolgt die 
Entscheidung unter der Bedingung, dass die Auslandsvertretung 
bzw. die Ausländerbehörde die Vergleichbarkeit des ausländischen 
Hochschulabschlusses positiv feststellt. 


Eine Blaue Karte EU kann nicht im Rahmen einer Entsendung oder 
eines Personalaustauschs erteilt werden. Sie kann nur erteilt werden, 
wenn ein inländisches Beschäftigungsverhältnis begründet wird. 


Die Gehaltsschwellen orientieren sich an der Beitragsbemessungs-
grenze in der allgemeinen Rentenversicherung und ändern sich des-
halb jedes Jahr (vgl. Fachliche Weisungen zu § 2 BeschV).  


§ 21 AufenthG 


Selbständige Tätigkeit 


1. Allgemeines 


Für einen Aufenthaltstitel zum Zweck einer selbständigen Tätigkeit ist 
die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nicht erforderlich, weil 
es sich dabei um keine Beschäftigung im Sinne des § 7 SGB IV han-
delt (§ 2 Abs. 2 AufenthG). 


2. Freiberufliche Tätigkeit (§ 21 Abs. 5 AufenthG) 


Die Aufnahme einer freiberuflichen Tätigkeit in Deutschland darf nicht 
dazu genutzt werden, um den nach der BeschV geltenden einge-
schränkten Arbeitsmarktzugang zu umgehen. Deshalb beteiligen die 
Ausländerbehörden in Zweifelsfällen die Bundesagentur für Arbeit 
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https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtc1/%7Eedisp/egov-content441793.pdf?_ba.sid=EGOV-CONTENT441800

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__21.html

http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__2.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__21.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html
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(vgl. 21.5 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des Bundesministe-
riums des Innern zum Aufenthaltsgesetz). 


Die Auskunft der Bundesagentur für Arbeit dient der Ausländerbe-
hörde als Beurteilungs- oder Ermessensgrundlage für die Erteilung 
des Aufenthaltstitels. Die Ausländerbehörden sind im Bedarfsfall da-
rauf hinzuweisen, ihre Anfrage möglichst konkret zu stellen. 


Beispiel: "Der ausländische Freiberufler … möchte eine Tätigkeit als 
… in Deutschland (genauer Ort) aufnehmen. In welchem Umfang ste-
hen für diese Tätigkeit vergleichbare Arbeitnehmer für eine Vermitt-
lung zur Verfügung?“   


Bei dieser Auskunft der Bundesagentur für Arbeit handelt es sich um 
keine Zustimmungserteilung nach § 39 AufenthG. Diese Anfragen 
sind aber in der Fachanwendung ZuwG zu dokumentieren. Die Erle-
digung ist mit „Zustimmung nicht erforderlich (zustimmungsfrei)“ zu 
erfassen. Die Stellungnahme der Bundesagentur für Arbeit ist im Feld 
„Bemerkungen“ zu dokumentieren. 


Die Entscheidung über die Erteilung des Aufenthaltstitels obliegt den 
Auslandsvertretungen bzw. Ausländerbehörden. Auch eine negative 
Stellungnahme der Bundesagentur für Arbeit kann nach einer Ge-
samtabwägung des Sachverhaltes zu einer Erteilung des Aufent-
haltstitels führen.  


§ 27 AufenthG 


Grundsatz des Familiennachzugs 


Alle Familienangehörigen, die eine Aufenthaltserlaubnis aus familiä-
ren Gründen nach Abschnitt 6 des AufenthG besitzen, haben unein-
geschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt (§ 27 Abs. 5 AufenthG).  


Der uneingeschränkte Arbeitsmarktzugang steht allen nachziehen-
den Familienangehörigen von Ausländern und Deutschen einheitlich 
zu, unabhängig davon, welchen der in Abschnitt 6 des Aufenthalts-
gesetzes genannten Aufenthaltstitel ein/e stammberechtigte/r Aus-
länder/-in besitzt. 


§ 38 a AufenthG 


Aufenthaltserlaubnis für in anderen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union langfristig Aufenthaltsberechtigte 


Drittstaatsangehörige mit einem Daueraufenthaltsrecht in einem an-
deren Mitgliedstaat der EU erhalten bei Vorliegen aller Voraussetzun-
gen eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a AufenthG.  


Familiennachzug 
(27.1)  



http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__27.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__27.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__38a.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__38a.html
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1. Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 


Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Aufnahme einer Beschäfti-
gung, wenn die Bundesagentur für Arbeit ihre Zustimmung erteilt hat 
(§ 38a Abs. 3 AufenthG). Der Arbeitsmarktzugang ist nicht auf die in 
der BeschV geregelten Tätigkeiten begrenzt. Es ist jede Beschäfti-
gung unabhängig von einer Qualifikation möglich.  


Die Bundesagentur für Arbeit erteilt ihre Zustimmung nach § 39 Abs. 
2 AufenthG nur dann, wenn der Drittstaatsangehörige nicht zu un-
günstigeren Arbeitsbedingungen beschäftigt wird als vergleichbare 
inländische Arbeitnehmer und grundsätzlich keine bevorrechtigten 
Arbeitnehmer am inländischen Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. 


Die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zu einer Aufenthalts-
erlaubnis nach § 38a AufenthG ist nicht erforderlich, wenn es sich 
nach den Grundsätzen der BeschV um eine zustimmungsfreie Be-
schäftigung handelt (§ 38a Abs. 3 Satz 1 AufenthG). Auch die Auf-
enthaltserlaubnis nach § 38a AufenthG zum Zweck der betrieblichen 
Aus- und Weiterbildung bedarf keiner Zustimmung der BA (§ 38a 
Abs. 3 Satz 4 AufenthG).  


2. Uneingeschränkter Arbeitsmarktzugang 


Wurde eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a AufenthG zum Zweck 
der Beschäftigung erteilt, hat der Drittstaatsangehörige nach Ablauf 
von 12 Monaten von Gesetzes wegen uneingeschränkten Zugang 
zum Arbeitsmarkt (§ 38a Abs. 4 Satz 3 AufenthG). Will der Drittstaats-
angehörige dann eine andere Beschäftigung bei einem anderen Ar-
beitgeber aufnehmen, ist keine Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit mehr erforderlich. Die Ausländerbehörde muss auch keinen 
neuen Aufenthaltstitel erteilen, sofern in der Nebenbestimmung zur 
Aufenthaltserlaubnis festgelegt ist, dass die Beschränkung auf eine 
bestimmte Tätigkeit, einen bestimmten Betrieb oder Bezirk nur 12 
Monate lang Anwendung findet. 


§ 39 AufenthG 


Zustimmung zur Ausländerbeschäftigung 


1. Kein Verwaltungsakt 


Bei der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nach § 39 Auf-
enthG und deren Ablehnung handelt es sich um keinen eigenständi-
gen Verwaltungsakt. Es handelt sich um eine behördeninterne Stel-
lungnahme, die nicht eigenständig mit Rechtsmitteln angefochten 
werden kann.   


Jede Beschäftigung 
möglich 
(38a.1)  


Betriebliche Aus- 
und Weiterbildung 
zustimmungsfrei 
(38a.2)  


Uneingeschränkter 
Zugang zum Arbeits-
markt 
(38a.3)  


Kein Verwaltungsakt 
(39.1)  



http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__38a.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__38a.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__38a.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__38a.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__38a.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__38a.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__38a.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__38a.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html
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Rechtsmittel sind nur gegen die Ablehnung der Erteilung des Aufent-
haltstitels bzw. die ausländerrechtliche Versagung der Erlaubnis zur 
Beschäftigung möglich. Im Falle einer Ablehnung durch die Aus-
landsvertretung ist eine Remonstration und im Falle einer Ablehnung 
durch die Ausländerbehörde das Widerspruchsverfahren gegen de-
ren Verwaltungsakt zulässig. Für Klagen sind die Verwaltungsge-
richte zuständig. Die Belange der Bundesagentur für Arbeit werden 
durch deren Beteiligung bzw. Beiladung gewahrt.  


2. Allgemeines 


Ein Aufenthaltstitel zum Zweck der Beschäftigung kann einem Dritt-
staatsangehörigen grundsätzlich nur erteilt werden, wenn die Bunde-
sagentur für Arbeit ihre Zustimmung erteilt hat 
(§ 18 Abs. 2 Satz 1 AufenthG). Die Zustimmung der Bundesagentur 
für Arbeit ist nicht erforderlich, wenn die BeschV dies regelt 
(§ 39 Abs. 1 AufenthG). 


Besitzen Drittstaatsangehörige keine Aufenthaltserlaubnis zum 
Zweck der Beschäftigung (zum Beispiel Asylbewerber und Gedul-
dete) können sie nur mit Erlaubnis der Ausländerbehörde eine Be-
schäftigung aufnehmen, nachdem die Bundesagentur für Arbeit ihre 
Zustimmung erteilt hat - sofern es sich um keine zustimmungsfreie 
Beschäftigung handelt (§ 4 Abs. 2 Satz 3 AufenthG).  


(1) Keine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit ist erforder-
lich, wenn  
• der Aufenthaltstitel von Gesetzes wegen zum uneinge-


schränkten Arbeitsmarktzugang berechtigt oder 
• die BeschV regelt, dass es sich um eine zustimmungsfreie 


Beschäftigung handelt.  


(2) Die Zustimmung der BA setzt voraus, dass 
• dem Drittstaatsangehörigen ein konkretes Arbeitsplatzange-


bot eines Arbeitgebers vorliegt;  
• eine Rechtsgrundlage (BeschV bzw. AufenthG) den Zugang 


zum Arbeitsmarkt ermöglicht, wenn ein Aufenthaltstitel zur 
Beschäftigung beantragt wird, 


• keine bevorrechtigten Arbeitnehmer/-innen am inländischen 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen (§ 39 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1b) 
AufenthG). 


• Drittstaatsangehörige nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedin-
gungen beschäftigt werden als vergleichbare inländische Ar-
beitnehmer/-innen (§ 39 Abs. 2 Satz 1 letzter Halbsatz Auf-
enthG) und 


• kein Versagungsgrund nach § 40 AufenthG vorliegt. 


Voraussetzungen Zu-
stimmung BA 
(39.3)  


Grundsatz Beschäf-
tigung ausländi-
scher Arbeitnehmer 
(39.2)  



http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__18.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__4.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html
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Zur Vorrangprüfung und zur Prüfung der Arbeitsbedingungen stehen 
im Intranet der Bundesagentur für Arbeit Fachliche Hinweise zur Ver-
fügung. 


3. Vorrangprüfung  


(1) Globale Arbeitsmarktprüfung  


Die Bundesagentur für Arbeit kann ihre Zustimmung nur erteilen, 
wenn sich durch die Beschäftigung von Ausländern keine nachteili-
gen Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt ergeben (§ 39 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1a) AufenthG). Es dürfen sich insbesondere hinsichtlich der Be-
schäftigungsstruktur, der Regionen und der Wirtschaftszweige keine 
Nachteile ergeben. Aufgrund der regionalen Besonderheiten ist für 
die Beurteilung der globalen Arbeitsmarktsituation der örtliche Arbeit-
geber-Service (AG-S) zuständig. Die Einbindung des AG-S erfolgt 
über das zuständige Arbeitsmarktzulassungs-Team. 


Werden nachteilige (globale) Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
festgestellt, kann die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit auch 
ohne weitere Einzelfall-Prüfung versagt werden. 


(2) Konkrete Vorrangprüfung 


Ihre Zustimmung kann die Bundesagentur für Arbeit nur erteilen, 
wenn deutsche Arbeitnehmer/-innen und ihnen rechtlich gleichge-
stellte Ausländer/-innen am inländischen Arbeitsmarkt für eine Ver-
mittlung auf die konkret zu besetzende Stelle nicht zur Verfügung ste-
hen (§ 39 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1b) AufenthG). Die konkrete Vorrangprü-
fung stellt sicher, dass die Interessen anderer benachteiligter Grup-
pen (zum Beispiel Langzeitarbeitsloser) an der Integration in den Ar-
beitsmarkt nicht vernachlässigt werden.  


Ablehnen kann die BA ihre Zustimmung nur, wenn es sich bei den 
Bevorrechtigten um geeignete Bewerber handelt, die die offene Stelle 
auch zeitnah antreten können und wollen.  


(a) Bevorrechtigte sind: 
• Deutsche 
• Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen 


Union und des Europäischen Wirtschaftsraumes   
• Schweizer Bürger nach dem Freizügigkeitsabkommen EU – 


Schweiz sowie 
• Drittstaatsangehörige mit uneingeschränktem Arbeitsmarkt-


zugang. 


Inländische oder ihnen gleichgestellte Bewerber sind auch dann be-
vorrechtigt, wenn sie nur mit Leistungen der Arbeitsförderung in Ar-
beit vermittelt werden können (§ 39 Abs. 2 Satz 2 AufenthG). 


Globale Arbeits-
marktprüfung 
(39.4)  


Konkrete Vorrang-
prüfung 
(39.5)  


Bevorrechtigte 
(39.5)  



https://www.baintranet.de/003/004/Documents/Fachliche_Hinweise_Vorrangpruefung_und_Pruefung_der_Arbeitsbedingungen.pdf

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html
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(b) Bevorrechtigte vorhanden 


Stellt der AG-S fest, dass geeignete Bevorrechtigte arbeitsuchend 
gemeldet sind, teilt er dies dem AMZ-Team innerhalb von 48 Stunden 
mit. Die Kundennummern der Bevorrechtigten werden zu Beweis-
zwecken in Widerspruchs- und Klageverfahren in der Fachanwen-
dung ZUWG dokumentiert.  


Das AMZ-Team lehnt in diesem Fall die Zustimmung zur Beschäfti-
gung des ausländischen Arbeitnehmers ab. Daneben soll das Be-
schäftigungspotenzial des Arbeitgebers möglichst genutzt werden, 
um Arbeitsuchende in Arbeit zu integrieren. Daher bietet der AG-S 
spätestens jetzt die Vermittlung geeigneter bevorrechtigter Bewerber 
zur Besetzung der vakanten Stelle an. 


Das ausschließliche Interesse eines Arbeitgebers, einen bestimmten 
ausländischen Arbeitnehmer zu beschäftigen, reicht für die Erteilung 
der Zustimmung nicht aus. Andernfalls würde der gesetzliche Vor-
rang deutscher Arbeitnehmer sowie bevorrechtigter Ausländer unter-
laufen. Beispiel: Das Stellenangebot gibt vor, der KfZ-Mechatroniker 
müsse arabisch sprechen. 


(c) Ausnahmefälle 


Eine Zustimmung für eine/n bestimmte/n ausländische/n Arbeitneh-
mer/in kann nur im Ausnahmefall erteilt werden. Ein solcher Ausnah-
mefall liegt vor, wenn besondere, objektiv und sachlich gerechtfer-
tigte Anforderungen an die Stelle bestehen, die in der Art der Tätigkeit 
und dem konkreten Geschäftsinteresse des Arbeitgebers liegen. 
Diese Beurteilung wird durch den AG-S getroffen.  


Ohne Vorrangprüfung kann die Zustimmung der BA erfolgen, wenn 
die Beschäftigung nach Ablauf einer mindestens 12-monatigen Be-
schäftigung bei demselben Arbeitgeber fortgesetzt wird (§ 35 Abs. 5 
BeschV). 


(3) Zulassung einzelner Berufsgruppen oder Wirtschaftszweige 


Die BA kann für einzelne Berufsgruppen oder für einzelne Wirt-
schaftszweige feststellen, dass die Besetzung offener Stellen mit 
ausländischen Arbeitnehmern arbeitsmarkt- und integrationspolitisch 
verantwortbar ist (§ 39 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AufenthG). Von dieser 
Möglichkeit der Zulassung bestimmter Berufsgruppen macht die Bun-
desagentur für Arbeit durch die regelmäßige Veröffentlichung der so-
genannten Positivliste Gebrauch. Die Positivliste ist im Internet ver-
öffentlicht. Sie ist das Ergebnis einer halbjährlichen Fachkräfteeng-
pass-Analyse und enthält anerkannte Ausbildungsberufe, bei denen 
ein aktueller Fachkräfte-Engpass festgestellt wurde. Sollen dritt-
staatsangehörige Ausländer in einem dieser Berufe beschäftigt wer-
den, ist keine individuelle Vorrangprüfung erforderlich (§ 6 Abs. 2 und 


Einstellung eines be-
stimmten ausl. Ar-
beitnehmers 
(39.7)  


Positivliste / Eng-
passberufe 
(39.8)  



http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__35.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__35.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdex/%7Eedisp/l6019022dstbai447048.pdf

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__6.html
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3 BeschV). Die BA muss in diesen Fällen nur die Arbeitsbedingungen 
prüfen.  


Auch bei akademischen Fachkräften ist keine Vorrangprüfung erfor-
derlich, wenn sie eine Blaue Karte EU beantragen und einen Mangel-
beruf der Bereiche Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und 
Technik sowie Humanmedizin aufnehmen wollen (§ 2 Abs. 2 Be-
schV). Eine Vorrangprüfung entfällt zudem unabhängig von der Art 
des Berufes, wenn die Blaue Karte EU an akademische Fachkräfte 
mit einem Bruttojahresgehalt in Höhe von zwei Dritteln der jährlichen 
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung 
erteilt wird (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 a) BeschV). 
 
Prüfung der Arbeitsbedingungen 
Die Bundesagentur für Arbeit kann ihre Zustimmung nur erteilen, 
wenn drittstaatsangehörige Ausländer nicht zu ungünstigeren Ar-
beitsbedingungen beschäftigt werden als vergleichbare inländische 
Arbeitnehmer (§ 39 Abs. 2 Satz 1 letzter Halbsatz AufenthG). 
Dadurch werden ausländische Arbeitnehmer vor Ausbeutung ge-
schützt. Außerdem sollen Wettbewerbsverzerrungen durch Niedrig-
löhne verhindert werden. 


Die Prüfung der Arbeitsbedingungen umfasst die für ein Arbeitsver-
hältnis geltenden wesentlichen Bedingungen. Dazu gehören insbe-
sondere: Höhe und Fälligkeit des Arbeitsentgelts, Arbeitszeiten, Pro-
bezeit, Kündigungsfristen, Arbeitsort, Urlaubsansprüche oder Über-
stundenregelungen. 


Ergeben sich bei der Bearbeitung von Zustimmungsanfragen An-
haltspunkte für einen Verstoß gegen das Arbeitszeitgesetz (gesetz-
lich zulässige wöchentliche Höchstarbeitszeit), erfolgt der Hinweis 
des AMZ-Teams an den zuständigen AG-S, dass eine Zustimmung 
nicht erteilt werden kann.   


Drittstaatsangehörigen Ausländern/-innen müssen tarifliche Ar-
beitsbedingungen gewährt werden, wenn 


• der Arbeitgeber tarifgebunden ist und der ausländische Ar-
beitnehmer Gewerkschaftsmitglied, also ebenfalls tarifgebun-
den ist (§ 4 Abs. 1 TVG) oder 


• der individuelle Arbeitsvertrag auf einen Tarifvertrag Bezug 
nimmt oder 


• ein allgemeinverbindlicher Tarifvertrag einschlägig ist. 


Kommt kein Tarifvertrag zur Anwendung muss die Bundesagentur für 
Arbeit prüfen, ob ein Branchenmindestlohn einschlägig ist.  


Kommt kein Tarifvertrag zur Anwendung und ist kein Branchenmin-
destlohn einschlägig, muss der ortsübliche Lohn für vergleichbare 
Tätigkeiten inländischer Arbeitnehmer gezahlt werden. 


Akademische Mangel-
berufe 
(39.9)  


Arbeitsbedingungen 
(39.10)  


Tarifliche Arbeitsbe-
dingungen 
(39.11)  


Ortsüblicher Lohn 
(39.12)  



http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__6.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__2.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__2.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/arbzg

http://www.gesetze-im-internet.de/tvg/__4.html
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Der allgemeine gesetzliche Mindestlohn ist einzuhalten, er stellt aber 
nur die unterste Grenze der Entlohnung dar. 


Für die Prüfung der Arbeitsbedingungen benötigt die Bundesagentur 
für Arbeit eine vollständig ausgefüllte und unterschriebene Stellen-
beschreibung des Arbeitgebers. Für alle Tätigkeiten steht das ein-
heitlich geltende Formular „Stellenbeschreibung“ im Internet zur Ver-
fügung. 


Weisung: Bei Prüfung der Arbeitsbedingungen sind die Bruttolohn-
bedingungen des ausländischen Arbeitnehmers mit den Bruttolohn-
bedingungen vergleichbarer inländischer Arbeitnehmer zu verglei-
chen. Kommt bei einem Beschäftigungsverhältnis z.B. wegen eines 
internationalen Sozialversicherungsabkommens ausländisches Sozi-
alversicherungsrecht zur Anwendung, bleibt dies für den Bruttolohn-
vergleich unbeachtlich.  


Der dem ausländischen Arbeitnehmer zu zahlende Bruttolohn muss 
dem vergleichbarer inländischer Arbeitnehmer entsprechen.  


Diese Grundsätze gelten uneingeschränkt auch bei ausländischen 
Arbeitnehmern, die im Rahmen eines Personalaustauschs (§ 10 Be-
schV) im Bundesgebiet beschäftigt werden oder vorübergehend ins 
Bundesgebiet entsandt werden.  


Vor einer weiteren Zulassung prüft das AMZ-Team anhand der Lohn-
unterlagen, ob der angegebene Lohn auch tatsächlich gezahlt wurde. 
In Zweifelsfällen kann der AG-S eingeschaltet werden. 


Grundsätzlich setzt die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit vo-
raus, dass der Arbeitgeber seinen Sitz im Bundesgebiet hat. Beschäf-
tigungen, für die eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit er-
forderlich ist, sind in Form einer Entsendung nur zulässig, wenn eine 
Rechtsvorschrift, eine zwischenstaatliche Vereinbarung oder die 
dazu ergangenen Durchführungsanweisungen Entsendungen aus-
drücklich zulassen. 


Beispiele: Personalaustausch nach § 10 BeschV, Entsendungen im 
Rahmen von Werklieferungsverträgen § 19 Abs. 2 BeschV, Entsen-
dungen aufgrund internationaler Abkommen § 29 Abs. 5 BeschV).  


4. Andere Aufenthaltszwecke


Die Vorrangprüfung und die Prüfung der Arbeitsbedingungen ist nicht 
nur bei der Zustimmung zu Aufenthaltstiteln zum Zweck der Erwerbs-
tätigkeit (Abschnitt 4 des Aufenthaltsgesetzes) erforderlich (§ 39 Abs. 
3 AufenthG). Auch bei anderen Aufenthaltstiteln zum Zweck der Aus-
bildung (Abschnitt 3 des Aufenthaltsgesetzes), und bei den besonde-
ren Aufenthaltsrechten nach Abschnitt 7 ist die Prüfung der Arbeits-
bedingungen und grundsätzlich eine Vorrangprüfung erforderlich.  


Formular Stellenbe-
schreibung 
(39.13)  


Bruttolohn-Vergleich 
(39.14)  


Entsendung 
(39.15) 


Andere Aufenthalts-
zwecke 
(39.16)  



https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk4/%7Eedisp/l6019022dstbai454236.pdf

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__10.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__10.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__10.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__19.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__29.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html
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5. Beschränkung der Zustimmung


Die BA kann ihre Zustimmung auf eine bestimmte Dauer, eine be-
stimmte berufliche Tätigkeit, einen bestimmten Betrieb oder Bezirk 
beschränken (§ 39 Abs. 4 AufenthG). Diese Merkmale sind in § 34 
BeschV konkretisiert. 


Vgl. Fachliche Weisungen zu § 34 BeschV. 


§ 40 AufenthG


Versagungsgründe 


Die Versagung der Zustimmung ist kein eigenständiger Verwaltungs-
akt, vgl. Fachliche Weisungen 39.1 zu § 39 AufenthG. 


1. Unerlaubte Arbeitsvermittlung oder Anwerbung


Die Bundesagentur für Arbeit muss ihre Zustimmung versagen, 
wenn ein Arbeitsverhältnis aufgrund einer unerlaubten Arbeitsvermitt-
lung oder Anwerbung zustande gekommen ist (§ 40 Abs. 1 Nr. 1 Auf-
enthG). 


Die alleinige Befugnis der Bundesagentur für Arbeit zur Anwerbung 
und internationalen Arbeitsvermittlung wurde durch das Gesetz zur 
Vereinfachung der Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichts-
rat vom 23. März 2002 (BGBl. I S. 1130) aufgehoben.  


Die Anwerbung in Staaten und Arbeitsvermittlung aus Staaten für 
eine Beschäftigung in Gesundheits- und Pflegeberufen, für die die 
WHO einen kritischen Personalmangel in diesen Berufen festgestellt 
hat (Länderliste siehe Anlage zu § 38 BeschV) darf hingegen nur 
durch die Bundesagentur für Arbeit erfolgen. Die Bundesagentur für 
Arbeit sieht generell von einer Anwerbung und Arbeitsvermittlung aus 
diesen Staaten ab. (Vgl. Fachliche Weisungen § 38 BeschV).  


2. Beschäftigung als Leiharbeitnehmer


Die Bundesagentur für Arbeit muss ihre Zustimmung versagen, 
wenn Ausländer als Leiharbeitnehmer beschäftigt werden sollen (§ 
40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). Dieser Versagungsgrund ist nur in den 
Fällen einschlägig, in denen eine Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit erforderlich ist.  


Ist für eine Beschäftigung keine Zustimmung erforderlich, ist eine 
Beschäftigung als Leiharbeitnehmer zulässig. Dies ist zum Beispiel 
der Fall  


Beschränkung der 
Zustimmung 
(39.17)  


Unerlaubte Arbeits-
vermittlung oder An-
werbung 
(40.1)  


Leiharbeitnehmer 
(40.2)  



http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__39.html

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtc2/%7Eedisp/egov-content442280.pdf?_ba.sid=EGOV-CONTENT442283

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__40.html

https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mtc2/%7Eedisp/egov-content443255.pdf?_ba.sid=EGOV-CONTENT504248

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__40.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__40.html





Anlage 1 zur Weisung 201708002 
Gültig ab: 01.08.2017 
Gültigkeit bis: fortlaufend  


BA Zentrale, 5758, GR 22 Seite 34 von 40 
Stand: 20.07.2017 


• bei Inhabern einer Blauen Karte EU mit einem Bruttojahres-
gehalt in Höhe von mindestens zwei Dritteln der Beitragsbe-
messungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung (§ 2
Abs. 1 Nr. 2a) BeschV)


• bei Asylbewerbern und Geduldeten, wenn sie sich seit vier
Jahren im Bundesgebiet aufhalten (§ 32 Abs. 2 Nr. 5 BeschV).


Asylbewerber und Geduldete dürfen auch dann als Leiharbeitneh-
mer beschäftigt werden, wenn zwar eine Zustimmung der Bunde-
sagentur für Arbeit, aber keine Vorrangprüfung erforderlich ist 
(§ 32 Abs. 3 und Abs. 5 BeschV). Deshalb können Asylbewerber und
Geduldete zum Beispiel als Leiharbeitnehmer beschäftigt werden


• in Engpassberufen nach der Positivliste,
• wenn sie eine Beschäftigung als Hochqualifizierte in Mangel-


berufen der Bereiche Mathematik, Ingenieure, Naturwissen-
schaften oder Humanmedizin aufnehmen,


• nach 15-monatigem Aufenthalt oder


• in den in Anlage zu § 32 BeschV genannten Agenturbezirken
bei jeder Beschäftigung unabhängig von der Dauer ihres Auf-
enthaltes.


Der Versagungsgrund des § 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG kann bei 
grenzüberschreitendem konzerninternem Verleih nach Deutschland 
(§ 1 Abs. 3 Nr. 2 AÜG) nicht zur Anwendung kommen. Die Überlas-
sung an deutsche Konzernteile ist zum Beispiel im Rahmen des Per-
sonalaustauschs oder im Rahmen von Auslandsprojekten (§ 10 Be-
schV) möglich.


3. Versagungsgründe im Ermessen der Bundesagentur für
Arbeit


Die in § 40 Abs. 2 AufenthG genannten Versagungsgründe liegen im 
pflichtgemäßen Ermessen der Bundesagentur für Arbeit. Entschei-
dend ist eine Gesamtbetrachtung des Einzelfalles unter Berücksich-
tigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit.  


Wichtiger Grund in der Person des Ausländers 


Die Zustimmung wird zum Beispiel versagt, wenn Anhaltspunkte für 
eine missbräuchliche Änderung der Personendaten durch den Aus-
länder vorliegen. 


§ 41 AufenthG


Widerruf 
Ein Dispositionsrecht hat die Bundesagentur für Arbeit nur in Bezug 
auf die Erteilung und den Fortbestand ihrer Zustimmung. Widerruft 


Asylbewerber und 
Geduldete als Leihar-
beitnehmer 
(40.3)  


Konzerninterner Ver-
leih 
(40.4)  


Ermessen 
(40.5) 


Wichtiger Grund 
(40.6)  


Voraussetzungen für 
den Widerruf 
(41.1)  



http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__2.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__2.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__32.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__32.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__40.html

http://www.gesetze-im-internet.de/a_g/__1.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__10.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__10.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__40.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__41.html
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sie eine erteilte Zustimmung und teilt dies der Ausländerbehörde mit, 
muss diese die Aufenthaltserlaubnis in Bezug auf die Nebenbestim-
mung zur Beschäftigung ändern bzw. die Erlaubnis einer Beschäfti-
gung aufheben bei Personen, die keinen Aufenthaltstitel besitzen.  


Widerrufsgründe 


Die Bundesagentur für Arbeit kann ihre Zustimmung nur aus den in § 
41 AufenthG genannten Gründen widerrufen bei 


• der Beschäftigung eines Ausländers zu ungünstigeren Ar-
beitsbedingungen als den vergleichbarer inländischer Arbeit-
nehmer


• der unerlaubten Anwerbung oder Vermittlung
• der unerlaubten Beschäftigung als Leiharbeitnehmer
• den in § 40 Abs. 2 AufenthG genannten Fällen.


Für den Widerruf zuständig ist das AMZ-Team, das auch für die Er-
teilung der Zustimmung zuständig wäre. Soweit anderen Dienststel-
len oder anderen Einheiten der Bundesagentur für Arbeit Umstände 
bekannt werden, die den Widerruf einer Zustimmung rechtfertigen, ist 
das zuständige AMZ-Team unverzüglich zu benachrichtigen. 


§ 42 AufenthG


Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht 
Durch Erlass der Beschäftigungsverordnung (BeschV) hat das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales von der Ermächtigung des § 
42 Abs. 1 AufenthG Gebrauch gemacht. 


§ 72 AufenthG


Beteiligungserfordernis 


Die Ausländerbehörden können die Bundesagentur für Arbeit nach § 
72 Abs. 7 AufenthG auch dann beteiligen, wenn die Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit nicht erforderlich ist, soweit es sich um die 
Erteilung 


• eines Aufenthaltstitels nach § 17a AufenthG zur Anerkennung
einer ausländischen Berufsqualifikation,


• eines Aufenthaltstitels nach § 18 AufenthG zum Zweck der
Beschäftigung,


• einer Niederlassungserlaubnis für Absolventen deutscher
Hochschulen nach § 18b AufenthG,


• einer Niederlassungserlaubnis für Hochqualifizierte nach § 19
AufenthG


• einer Blauen Karte EU nach § 19a AufenthG


Widerrufsgründe 
(41.2)  


Zuständigkeit 
(41.3)  


BeschV Ermächti-
gungsgrundlage 
(42.1)  


Beteiligung der BA 
bei zustimmungs-
freien Aufenthaltsti-
teln 
(72.1)  



http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__41.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__41.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__40.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__42.html

http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/index.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__42.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__42.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__72.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__72.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__72.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__17a.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__18.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__18b.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__19.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__19.html

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__19a.html
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handelt. 


Dadurch können sich die Ausländerbehörden bei berufs- oder ar-
beitsmarktbezogenen Kriterien Gewissheit verschaffen, zum Beispiel 
ob es sich um eine dem Hochschulabschluss angemessene Beschäf-
tigung handelt.   


§ 81 AufenthG


Beantragung des Aufenthaltstitels 


1. Duldungsfiktion


Hält sich ein Ausländer rechtmäßig im Bundesgebiet auf und bean-
tragt einen Aufenthaltstitel, ohne einen Aufenthaltstitel zu besitzen, 
gilt sein Aufenthalt bis zur Entscheidung über den Antrag als erlaubt 
(§ 81 Abs. 3 AufenthG). Erfasst sind nur Fälle eines zum Zeitpunkt
der Antragstellung rechtmäßigen Aufenthaltes.


Gemeint sind insbesondere die sogenannten Positivstaater, die vi-
sumfrei einreisen konnten (aufgelistet in Anlage II der Verord-
nung (EG) Nr. 539/2001 vom 15. März 2001) und Drittstaatsangehö-
rige, die mit einem Schengen-Visum eines anderen Staates ins Bun-
desgebiet eingereist sind. 


Der Aufenthalt mit einer Duldung ist kein rechtmäßiger Aufenthalt 
(81.3.0 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des Bundesministeri-
ums des Innern zum Aufenthaltsgesetz). Asylbewerbern kann vor 
dem bestandskräftigen Abschluss des Asylverfahrens grundsätzlich 
kein Aufenthaltstitel erteilt werden (§ 10 AufenthG). 


2. Fiktionswirkung


Sind Drittstaatsangehörige im Besitz eines Aufenthaltstitels und be-
antragen sie rechtzeitig vor Ablauf die Verlängerung oder einen an-
deren Aufenthaltstitel (zum Beispiel eine Niederlassungserlaubnis), 
dann gilt der bisherige Aufenthaltstitel bis zur Entscheidung der Aus-
länderbehörde als fortbestehend (§ 81 Abs. 4 AufenthG). Dabei gel-
ten alle an den Aufenthaltstitel geknüpften Wirkungen fort, einschließ-
lich der Erlaubnis zur Erwerbstätigkeit. Die Fiktionswirkung gilt auch 
für Drittstaatsangehörige, die im Besitz eines nationalen Visums sind. 


3. Fiktionsbescheinigung


Liegen die Voraussetzungen für den Eintritt der Fiktionswirkung vor, 
stellen die Ausländerbehörden dem Betroffenen eine Fiktionsbe-
scheinigung aus (§ 81 Abs. 5 AufenthG). 


Rechtmäßiger Aufent-
halt  
(81.1)  


Fiktionswirkung 
(81.2)  


Fiktionsbescheini-
gung 
(81.3)  



http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__81.html
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http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__10.html
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Weisungen zu Gesetz und Verordnung zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher 
Richtlinien der Europäischen Union zur Arbeitsmigration 


 


0 Gesetz und Verordnung zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der 
Europäischen Union zur Arbeitsmigration 


 
Mit dem Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union zur 
Arbeitsmigration wird das Aufenthaltsgesetz entsprechend der Vorgabe von drei 
verschiedenen EU-Richtlinien angepasst. Das Gesetz tritt am 1. August 2017 in Kraft. Es wird 
durch die Verordnung zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Europäischen 
Union zur Arbeitsmigration ergänzt. Mit der Verordnung, die am Tag nach der Verkündung in 
Kraft tritt, wird u.a. die Beschäftigungsverordnung (BeschV) geändert. Gesetz und Verordnung 
regeln im Wesentlichen Folgendes: 
 


• Den Vorgaben der ICT-Richtlinie folgend werden Bedingungen für die Einreise und 
den Aufenthalt von unternehmensintern transferierten Arbeitnehmern geschaffen. 
Dies betrifft sowohl die Einreise und den Aufenthalt im Bundesgebiet zum Zweck des 
unternehmensinternen Transfers als auch die Einreise und den Aufenthalt mit einem 
Aufenthaltstitel eines anderen Mitgliedstaates zu dem Zweck, einen Teil des 
unternehmensinternen Transfers im Bundesgebiet durchzuführen. 


• Den Vorgaben der REST-Richtlinie folgend werden die Bedingungen für die Einreise 
und den Aufenthalt zum Zweck der Forschung, des Studiums, eines Praktikums oder 
der Teilnahme an einem Freiwilligendienst angepasst und neu geschaffen. 


• Den Vorgaben der Saisonarbeitnehmerrichtlinie folgend werden die 
Voraussetzungen für die Einreise und die Beschäftigung von Drittstaatsangehörigen 
als Saisonarbeitnehmer festgelegt. Dies betrifft sowohl kurzfristige Aufenthalte bis zu 
90 Tagen als auch langfristige Aufenthalte bis zu sechs Monaten. 


• Durch eine Änderung des AufenthG und der BeschV wird es der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) ermöglicht, die Arbeitsbedingungen eines Ausländers auch nach der 
Zustimmung zur Beschäftigung zu prüfen und Zustimmungen flexibler zu befristen. 
Dies verbessert die Möglichkeiten der Missbrauchskontrolle. 


 
 
Vom Gesetz und der Verordnung zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der 
Europäischen Union zur Arbeitsmigration ist die Bundesagentur für Arbeit (BA) vor allem im 
Rahmen von Zustimmungsverfahren zur Beschäftigung betroffen. Für Zustimmungsanfragen 
an die BA sind die Teams Arbeitsmarktzulassung (AMZ-Teams) zuständig.  
 
Zu Gesetz und Verordnung hat das Bundesministerium des Inneren (BMI) Anwendungs-
hinweise herausgegeben. Diese wurden u.a. mit dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) abgestimmt. Im Interesse einer einheitlichen Rechtsanwendung werden die 
Anwendungshinweise des BMI auch von der BA, insbesondere von den Teams 
Arbeitsmarktzulassung angewendet. 
 
 
1. Regelungen für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer (§§ 19b bis 19d 


AufenthG) 
 
Die Regelungen für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer (insbesondere §§ 19b bis 
19d AufenthG) dienen der Umsetzung der ICT-Richtlinie. Die Bezeichnung ICT ist dabei die 
Abkürzung für die englische Bezeichnung „intra-corporate transfer“.  
 
Die maßgeblichen Legaldefinitionen, der persönliche und sachliche Anwendungsbereich 
der Vorschriften, die besonderen Erteilungs- und Versagungsvoraussetzungen sowie das 



http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Themen/MigrationIntegration/arbeitshinweise-umsetzung-aufenhaltsrechtliche-richtlinien-zur-arbeitsmigration.pdf
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Verfahren sind für unternehmensinterne Transfers in den Anwendungshinweisen des BMI 
unter Kapitel 1 erläutert.  


 
1.1 ICT-Karte, § 19b AufenthG 
 
Kernpunkte für die AMZ-Teams: 
 


• Die ICT-Karte ist ein Aufenthaltstitel; sie tritt zu den bislang geregelten 
Aufenthaltstiteln hinzu (vgl. §§ 4 Abs. 1 S. 2 Nr. 2b u. 19b Abs. 1 AufenthG). 


• Das Verfahren ist grundsätzlich mit dem Verfahren zur Erteilung von anderen 
Aufenthaltstiteln vergleichbar. 


• Die Zustimmung der BA zur Beschäftigung ist nach § 19b Abs. 2 Nr. 4 i. V. m. § 10a 
Abs. 1 BeschV erforderlich. Sie wird ohne Vorrangprüfung erteilt (§ 10a Abs. 2 
BeschV). 


• Die BA prüft die Voraussetzungen des § 10a Abs. 1 BeschV, insbesondere die 
Tätigkeit als Führungskraft/Spezialist/Trainee sowie das Arbeitsentgelt und die  
weiteren Arbeitsbedingungen. Geprüft wird dabei, ob das Arbeitsentgelt dem 
vergleichbarer inländischer Arbeitnehmer und die (sonstigen) Arbeitsbedingungen 
denen vergleichbarer entsandter Arbeitnehmer entsprechen. Bezugspunkt für die 
sonstigen Arbeitsbedingungen entsandter Arbeitnehmer sind die 
Entsendebedingungen nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz. 


• Die Erteilung einer ICT-Karte setzt voraus, dass ausländische Arbeitnehmer vor und 
während des Transfers arbeitsvertraglich an ihren Arbeitgeber mit Sitz in einem 
Drittstaat gebunden sind. Eine Zustimmung zur Erteilung einer ICT-Karte kann 
deshalb nur in Fällen der Entsendung erteilt werden. Akademische Führungskräfte, 
Spezialisten oder Trainees, die im Wege einer temporären Versetzung eine 
Beschäftigung in Deutschland ausüben wollen, können eine Blaue Karte EU oder, 
soweit sie die Gehaltsgrenzen der Blauen Karte EU nicht erreichen, ggf. eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18 AufenthG i.V.m. § 2 Abs. 3 BeschV beantragen.  


• Die Neuregelung des § 40 Abs. 3 AufenthG beinhaltet Fälle, in denen die BA ihre 
Zustimmung zur Erteilung einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-Karte (vgl. 1.2) 
versagen kann. Die Regelung der Versagungstatbestände dient der Umsetzung von 
Artikel 7 Absatz 3a-c der ICT-Richtlinie. Danach kann ein Antrag auf Erteilung eines 
Aufenthaltstitels abgelehnt werden, wenn bestimmte Gründe in der Person des 
Arbeitsgebers oder der aufnehmenden Niederlassung ordnungsgemäße Transfers 
als zweifelhaft erscheinen lassen.  


• Soweit bei Versagungen auch Insolvenztatbestände zu berücksichtigen sind (§ 40 
Abs. 3 Nr. 2 bis 4 AufenthG) entspricht das Verfahren der AMZ-Teams dem der 
Ausländerbehörden nach § 20 c Abs. 2 Nr. 1 bis 3 AufenthG (siehe 2.1.4.2. der 
Anwendungshinweise des BMI). 


• Nach der schon bisher geltenden Regelung des § 40 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG muss die 
Zustimmung versagt werden, wenn es sich um einen grenzüberschreitenden Verleih 
handelt, der nicht unter das Konzernprivileg des § 1 Abs. 3 Nr. 2 AÜG fällt. Eine 
Zustimmung zur Erteilung einer ICT-Karte ist insbesondere zu versagen, wenn 
ausländische Führungskräfte, Spezialisten oder Trainees von konzerninternen 
Verleihunternehmen im Drittstaat zum Zweck der Überlassung eingestellt und 
beschäftigt werden. 


• Ein Vorabzustimmungsverfahren nach § 36 Abs. 3 BeschV ist grundsätzlich 
möglich. 


• Zuständig ist das Team für besondere Personengruppen in Bonn. 
 
1.2 Mobiler-ICT-Karte, § 19d AufenthG 
 
Kernpunkte für die AMZ-Teams: 
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• Bei der Mobiler-ICT-Karte nach § 19d AufenthG handelt es sich nach § 4 Absatz 1 
Satz 2 Nr. 2c AufenthG um einen Aufenthaltstitel. 


• Dieser wird unternehmensintern transferierten Arbeitnehmern in Fällen der sog. 
Langzeitmobilität erteilt.  


• Dies sind Fälle, in denen der unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer bereits 
einen Aufenthaltstitel eines anderen EU-Mitgliedstaates besitzt und einen Teil des 
Transfers in Deutschland absolvieren möchte. Der unternehmensinterne Transfer 
nach Deutschland muss mehr als 90 Tage dauern. 


• Die Zustimmung der BA zur Beschäftigung ist erforderlich (vgl. § 19d Abs. 2 Nr. 4 
AufenthG i.V.m. § 10a Abs. 1 BeschV). Sie wird ohne Vorrangprüfung erteilt (§ 10a 
Abs. 2 BeschV) 


• Das Verfahren ist mit dem zur Erteilung einer ICT-Karte vergleichbar. 
Auf die obigen Hinweise wird ergänzend verwiesen. Eine Antragstellung ist auch 
beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), das als nationale 
Kontaktstelle fungiert, möglich. Das BAMF leitet die Anträge an die zuständige 
Ausländerbehörde weiter (§ 91g Abs. 2 AufenthG). 


• Soll der Aufenthalt im Rahmen des unternehmensinternen Transfers in Deutschland 
länger dauern als der Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, kann keine Mobiler-ICT-Karte erteilt werden (§ 19d Abs. 5 AufenthG).   
 


1.3 Mitteilungsverfahren zur Kurzzeitmobilität von unternehmensintern transferierten 
Arbeitnehmern, § 19c AufenthG 
 


 
Im Rahmen der Aufgaben der BA ist insbesondere zu beachten: 
 


• Für Aufenthalte bis zu 90 Tagen (Kurzzeitmobilität) von unternehmensintern 
transferierten Arbeitnehmern, die bereits einen ICT-Aufenthaltstitel eines anderen 
EU-Mitgliedstaates besitzen, ist kein deutscher Aufenthaltstitel erforderlich. 


• Trotz Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels gibt es ein 
Mitteilungsverfahren, das sich aus § 19c i. V. m. § 91 g Abs. 1 AufenthG ergibt. 


• Die Mitteilung richtet sich an das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), 
die sie an die zuständige Ausländerbehörde weiter leitet. 


• Eine Zustimmungspflicht der BA zur Beschäftigung besteht nicht. Die 
Ausländerbehörde kann die BA jedoch nach § 72 Abs. 7 AufenthG beteiligen, soweit 
dies für die Prüfung des Arbeitsentgelts im Rahmen des § 19c Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
AufenthG sowie des Arbeitsvertrags im Rahmen des § 19c Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG erforderlich ist. Die Entscheidung der 
Ausländerbehörde über die Ablehnung der Einreise muss innerhalb von 20 Tagen 
nach Eingang der vollständigen Mitteilung beim BAMF erfolgen (§ 19c Abs. 4 S. 2 
AufenthG). Bearbeitungsreife Fakultativanfragen der Ausländerbehörden sind daher 
bevorzugt, spätestens innerhalb von 5 Arbeitstagen zu erledigen. Bei nicht 
bearbeitungsreifen Fakultativanfragen erfolgt unverzüglich ein Hinweis an die 
betroffene Ausländerbehörde. 


 
2. Aufenthalte zum Zweck der Forschung 
 
Kernpunkte für die AMZ-Teams: 
 
• Die Regeln zum Aufenthalt zu Zwecken der Forschung in §§ 20 ff. AufenthG wurden 


angepasst bzw. neu gefasst. 
• Insbesondere kann Personen, die unter die Definition des Forschers in Artikel 3 Nr. 2 der 


Richtlinie (EU) 2016/801 fallen (siehe Ziffer 2.0.2.2 der Anwendungshinweise des BMI), 
künftig nur noch ein Aufenthaltstitel zu Zwecken der Forschung erteilt werden. Die 
Erteilung eines Aufenthaltstitels zum Zweck der Beschäftigung nach § 18 (i. V. m. § 5 
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BeschV) ist künftig für Personen ausgeschossen, die in den Anwendungsbereich der §§ 
20, 20b AufenthG fallen. 


 
3. Aufenthalte zum Zweck des Studiums 
 
Kernpunkte für die AMZ-Teams: 
 
• Bei Vorliegen der Voraussetzungen besteht künftig ein Anspruch  auf Erteilung einer 


Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums. Auch auf Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Suche eines dem Hochschulabschluss 
entsprechenden Arbeitsplatzes besteht künftig ein Anspruch. 


• Die Regelungen zu Sprachkursen und Schulbesuch finden sich nunmehr in § 16b 
AufenthG.  


• Die Vorschriften über das Verfahren zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 
des Studiums wurden im Wesentlichen nicht verändert; es entspricht damit dem 
bisherigen Verfahren bzw. dem Verfahren zur Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen 
allgemein. 


• Wenn das Studium ohne Abschluss abgebrochen wurde, kommt ein Zweckwechsel 
nach § 16 Abs. 4 Satz 2 AufenthG grundsätzlich nur in Betracht, wenn die 
Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels zum Zweck der schulischen 
Berufsausbildung nach § 16b Abs. 2 AufenthG oder zum Zweck der betrieblichen 
Berufsausbildung nach § 17 AufenthG vorliegen und die Berufsausbildung in einem 
Mangelberuf erfolgen soll. Hierfür ist der zum Zeitpunkt der Beantragung des 
Zweckwechsels aktuelle Stand der Positivliste der BA maßgeblich. Wird nach Abbruch 
des Studiums eine Aufenthaltserlaubnis nach § 17 AufenthG beantragt, ist nach § 8 Abs. 
1 BeschV die Zustimmung der BA erforderlich. Für eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 
der schulischen Berufsausbildung nach § 16b Abs. 2 AufenthG ist die Zustimmung der 
BA nicht erforderlich.  


• Für (freiwillige) studienvorbereitende Praktika kann nach § 16 Abs. 6 S. 1 Nr. 3 
AufenthG ohne Zustimmung der BA eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Davon 
erfasst sind z.B. Praktika, die absolviert werden müssen, um sich auf einen Studienplatz 
bewerben zu können.   


 
4. Aufenthalte zum Zweck eines studienbezogenen Praktikums EU, § 17b AufenthG 


 


Kernpunkt für die AMZ-Teams: 
 


•  Für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck eines Praktikums nach § 17b 
AufenthG ist die Zustimmung der BA nach § 15 Nr. 1 BeschV nicht erforderlich. 


 
5. Aufenthalt zum Zweck der Teilnahme an einem europäischen Freiwilligendienst, 


§ 18d AufenthG 
 


Kernpunkt für die AMZ-Teams: 
 


• Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck einer Teilnahme am 
Europäischen Freiwilligendienst bedarf nach § 14 BeschV nicht der Zustimmung der 
BA. 
 
 


6. Aufenthalt zum Zweck der Saisonbeschäftigung gem. § 15a BeschV 
 
Kernpunkte für die AMZ-Teams: 
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• Ein Aufenthalt zum Zweck der Saisonbeschäftigung setzt immer voraus, dass eine 
Absprache zwischen der BA und der Arbeitsverwaltung des Herkunftsstaats über das 
Verfahren und die Auswahl zum Zweck der Saisonarbeit besteht (§ 15a Abs. 1 S. 1 
BeschV). 


• Derzeit gibt es keine Vermittlungsabsprachen für Saisonbeschäftigungen. Deshalb 
können Drittstaatsangehörige für Saisonbeschäftigungen nicht zugelassen werden. 
  


Für den Fall, dass in der Zukunft eine oder mehrere Vermittlungsabsprachen getroffen 
werden sollten, können ausländische Arbeitnehmer aus Staaten außerhalb der EU 
(Drittstaaten) für einen Aufenthalt zum Zweck der Saisonbeschäftigung in der 
Bundesrepublik  
 


• eine Arbeitserlaubnis der BA nach § 15a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BeschV erhalten, wenn 
die Saisonbeschäftigung nicht länger als 90 Tage dauert und sie  als sog. 
Positivstaater visumfrei einreisen können oder  


• einen Aufenthaltstitel zum Zweck der Beschäftigung als Saisonarbeitnehmer nach 
§ 18 Abs. 3 AufenthG i. V. m. § 15 a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BeschV erhalten. 


• Für den Aufenthaltstitel ist die Zustimmung der BA zur Beschäftigung nach § 39 
Absatz 2 AufenthG erforderlich.    


• Eine Arbeitserlaubnis oder Zustimmung kann die BA nur erteilen, wenn sie geprüft 
hat, ob die oder der Saisonbeschäftigte über ausreichenden 
Krankenversicherungsschutz verfügt und ihr oder ihm eine angemessene Unterkunft 
zur Verfügung steht.  


• Hat die BA eine am Bedarf orientierte Zulassungszahl nach § 39 Abs. 6 AufenthG 
festgelegt, kann nur dann eine Arbeitserlaubnis oder eine Zustimmung zur Erteilung 
eines Aufenthaltstitels erteilt werden, soweit diese Zulassungszahl noch nicht 
erreicht ist. 


 
7. Vorschriften außerhalb der EU-RL zur Missbrauchskontrolle (§ 39 AufenthG; § 34 


BeschV) 
 
• Mit der Möglichkeit einer nachträglichen Kontrolle kann die BA künftig vom Arbeitgeber 


insbesondere in Fällen mit begründeten Zweifeln auch dann Auskünfte über 
Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten oder sonstige Arbeitsbedingungen anfordern, wenn sie ihre 
Zustimmung zur Beschäftigung bereits erteilt hat und der Ausländer bereits beschäftigt 
wird (vgl. § 39 Abs. 2 Satz 3 AufenthG). 


 
• Durch eine Änderung der BeschV wird klargestellt, dass die BA ihre Zustimmung zur 


Beschäftigung auch unabhängig von der Dauer des Beschäftigungsverhältnisses 
befristen und bei einer erneuten Zustimmungsanfrage geeignete Nachweise dafür 
verlangen kann, dass die bisherige Beschäftigung nicht zu ungünstigeren 
Arbeitsbedingungen erfolgt ist als die vergleichbarer inländischer Arbeitnehmer (§ 34 Nr. 
1 BeschV  i. V. m.  § 39 Abs. 4 AufenthG) 


 
 


8. Anpassung des IT-Fachverfahrens ZUWG und der BK-Vorlagen 
 
Die Einträge in den Comboboxen des IT-Fachverfahrens ZUWG und die BK-Vorlagen 
werden angepasst. 
 
 
9. Anpassung von Vordrucken und Merkblättern 
 
Die betroffenen Vordrucke und Merkblätter (z. B. Merkblatt 7) werden angepasst. 
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Gesetzesmaterialien können unter den folgenden Links abgerufen werden: 
 
• Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union zur 


Arbeitsmigration, Bundesgesetzblatt, Teil I Nr. 27 vom 17.05.2017 
• Gesetzentwurf mit amtlicher Begründung, Bundestagsdrucksache 18/11136 . 
• Verordnung zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union zur 


Arbeitsmigration, Bundesratsdrucksache 359/17 mit Beschlussdrucksache 359/17 
(Beschluss). 


 
 



https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s1106.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s1106.pdf%27%5D__1501153966319

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s1106.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl117s1106.pdf%27%5D__1501153966319

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/111/1811136.pdf

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0301-0400/359-17.pdf?__blob=publicationFile&v=1

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2017/0301-0400/359-17(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
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